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Den Bogen fassen Sie so. Spielen 
Sie damit am Frosch. Mit dem 1. 

Finger, dem Zeigefinger, die Saiten 
kräftiger spannen und abwechselnd 
spielen… Perfekt!« Kultursenator 
Klaus Lederer erhält seinen ersten 
Cellounterricht – völlig unvorberei-

tet, wie er beteuert – und schlägt 
sich nach Einschätzung seines beru-
fenen Lehrmeisters Ludwig Quandt 
von den 12 Cellisten der Berliner Phil-
harmonie wacker. Nach knapp zehn 
Minuten Üben erklingt – gezupft und 
gestrichen und mit Profi-Unterstüt-
zung – der Gassenhauer »Berliner 
Luft« zur Eröffnung des Cellojahres 

Mitte Januar in der Berliner Philhar-
monie. Quandt, dessen weltweit ein-
maliges Ensemble der 12 Cellisten 
die Schirmherrschaft übernommen 
hat, freute sich über einen Kulturse-
nator, »der jedes Metier sofort be-
herrscht.« Lederer seinerseits dachte 
laut darüber nach, vielleicht doch 
mal in einer Musikschule Unterricht 
zu nehmen. »Cello, das wäre was!«

Tatsächlich steckt hinter der me-
dial wirksamen Aktion mehr als der 
mitreißende Berliner Ohrwurm. Auf 
das Cello als Instrument des Jahres 
2018 einigten sich – im neunten Jahr 
seit 2010 – Landesmusikräte aus 
neun Bundesländern. Jedes der bis-
lang gewählten Instrumente – dar-
unter Kontrabass, Bratsche, Harfe 
oder Oboe im vergangenen Jahr – 
erfuhr dadurch einen ungeahnten 
Popularitätsschub. Für die Präsiden-

tin des Berliner Landesmusikrates 
Hella Dunger-Löper ist das kein 
Selbstzweck. »Wir wollen ̀ Musik für 
Alle`. Über das Instrument des Jahres 
erreichen wir viele Menschen, kön-
nen sie für Musikhören und Musik-
machen begeistern.« 

Eine Vielzahl von Veranstaltungen 
ist geplant, am 14. Oktober ein »Tag 
des Cellos«. Die Situation an den 
Musikschulen rückt verstärkt ins 
Blickfeld. Musik ist wichtig für die 
Bildung, meint Schirmherr Quandt 
von den Cellisten, die das Ensemble
spiel in den Musikschulen unterstüt-
zen werden. »Nicht jede Familie hat 

Geld für Privatunterricht. Kinder 
müssen an den Musikschulen ein gu-
tes Angebot bekommen.« 

»Musik für alle, auch für jene, die 
sich Unterrichtsstunden finanziell 
nicht leisten können«, bekräftigte 
Lederer. Zur Stabilisierung des Un-
terrichts an den Musikschulen habe 
man sich in dieser Legislaturperiode 
die 20 Prozent Festanstellungen vor-
genommen. Beim Umfang und der 
Aufteilung der Stellen und Mittel und 
anderem müsse »nachjustiert« wer-
den. Weitere Zuschüsse könnten er-
folgen. »Die 12 Berliner Musikschu-
len sind uns in dieser Stadt wichtig,« 
versicherte »Musikschüler« Lederer. 
»Schritt für Schritt wollen wir sie wei-
ter stärken.« Und mit dem Instru-
ment des Jahres wohl auch Ton für 
Ton. (siehe auch Seite 11) 

BETTINA ERDMANN
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Die Auswertung der Rentenkam-
pagne des DGB und seiner Ge-

werkschaften zeigt, dass »Gute Ab-
sicherung im Alter« von 93 % der 
Befragten mit wichtig oder sehr 
wichtig bewertet wird und damit auf 
Platz 1 noch vor Bekämpfung der Kri
minalität und vor Umwelt- und Klima
schutz steht. Das beweist, dass die-
se Kampagne zielgenau an den Sor-
gen der Menschen ansetzt. Diskus-
sionsrunden verdeutlichen die Erwar-
tung der Mitglieder an ver.di, sich ak
tiv in die Politik einzumischen, damit 
Menschen gut in Rente leben können.

Prognosen jedoch zeigen das Ge-
genteil: Die Zahl derer, die Grundsi-
cherung beziehen, steigt und wird 
weiter steigen. Wer 40 Jahre lang 
ein monatliches Einkommen von rd. 
2.500 Euro hat, was einem Stunden-
lohn bei Vollzeit von rd. 15 Euro ent-
spricht, wird eine Bruttorente von 
etwa 990 Euro erhalten. Nach Abzug 
von Kranken- und Pflegeversiche-
rung bleiben davon ca. 880 Euro üb-
rig – das ist keine gute Rente. Des-
halb ist es wichtig, dass die nächste 
Bundesregierung die richtigen Maß-
nahmen trifft, um Altersarmut zu be-
kämpfen und zu vermeiden.

Laut Koalitionsvertrag muss die 
Rente für alle Generationen gerecht 
und zuverlässig sein. Anerkennung 
der Lebensleistung und Schutz vor 
Altersarmut gehören dazu. Das Ver-
trauen in die Stabilität der gesetzli-

chen Rentenversicherung (GRV) wird 
als ein hohes Gut in unserem Sozi-
alstaat angesehen. Gut und richtig 
so. Aber erfüllt der Vertrag diese Er-
wartungen? 

Positiv ist, dass die »Großkoalitio-
näre in spe« die Rente auf dem heu-
tigem Niveau von 48 % bis 2025 ge-
setzlich absichern und zugleich si-
chern wollen, dass der Beitragssatz 
nicht über 20 % steigen wird. Paral-
lel soll eine Kommission »Verlässli-
cher Generationenvertrag« einge-
setzt werden, die bis März 2020 
Empfehlungen für die Alterssiche-
rung mit ihren drei Säulen vorlegen 

wird. Rentenniveau und Beiträge zur 
Rentenversicherung sollen langfristig 
abgesichert werden, fraglich nur in 
welcher Höhe. Eine Haltelinie findet 
sich: Sozialabgaben sollen unter 

40 % stabilisiert werden. Bei einem 
Abgabensatz von bereits 39,75 % 
bleibt da so gut wie keine Luft mehr 
nach oben.

Die Umsetzung der sicher konflikt-
trächtigen Vorschläge der Kommis-
sion wird bis in den Wahlkampf zur 
nächsten Bundestagswahl 2021 rei-
chen. Es ist zu hoffen, dass das Thema 
Alterssicherung nicht in eine weitere 
Legislaturperiode verschoben wird. 

Die Erwartung, dass die Rente Le-
bensleistung anerkennt, müssen die-
jenigen aufgeben, die bereits eine 
Erwerbsminderungsrente (EM-Rente) 
beziehen. Die geplanten Verbesse-
rungen sollen nicht sie, sondern nur 
Neu-EM-Rentner bekommen. 

Nicht nur Licht, auch Schatten 
wirft die neue »Grundrente«, die kei-
ne solche ist, sondern nur eine zu-
sätzliche Grundsicherungsleistung. 
Hier wird die Bedürftigkeit geprüft, 
und Partnereinkommen werden an-
gerechnet. 

Auch Mütter und Väter, die ein 
oder zwei vor 1992 geborene Kinder 
erzogen haben, werden sich in die 
Reihe der Enttäuschten einreihen 
können. Denn sie erhalten nichts aus 
der neuen Mütterrente II. In den Ge-
nuss von Maßnahmen gegen Alters-
armut sollen augenscheinlich nur 
diejenigen kommen, die drei und 
mehr vor 1992 geborene Kinder er-
zogen haben. 

Freuen wird sich die Versiche-
rungswirtschaft. Mit ihr soll ein Dia-
log für ein attraktives standardisier-
tes Riester-Produkt angestoßen wer-
den. Hatten wir das nicht schon? Auch 
in der Altersabsicherung von Selbst-
ständigen darf die private Versiche-
rungswirtschaft bald – als »Alterna-
tive« zur gesetzlichen Rentenversi-
cherung – aktiv werden. GroKo? 
Schauen wir mal! Es bleibt span-
nend.

– so simpel wie genial, als das Geld 
der berufstätigen Beitragszahler oh-
ne Umweg in die Renten floss, eben 
umgelegt wurde. Den Grund, sich 
davon zu trennen, sehen die Auto-
ren darin, der lobbymächtigen Ver-
sicherungswirtschaft zu einem ein-
träglichen Geschäftsfeld und den Ar-
beitgebern zu niedrigeren Beitrags-
sätzen zu verhelfen. Damit der Um-
schwung glückte, war eine Gehirn-
wäsche nötig, die mit dem Zauber-
wort Generationengerechtigkeit alle 
Maßnahmen positiv als unumgäng-
lich propagierte, hilfreich von der In-
itiative Neue Soziale Marktwirtschaft 
(INSM) unterstützt. Es herrschte 

Goldgräberstimmung, und die Au-
toren müssen konstatieren: Die gro-
ße Rentenlüge hat funktioniert.

Ihres Glanzes wird die Wandlung 
der Betriebsrenten entkleidet, beson-

ders das Prinzip der Entgeltumwand-
lung. Als schwarzer Tag gilt den Au-
toren das am 1. Juni 2017 vom Bun-
destag beschlossene Betriebsrenten-
stärkungsgesetz. Unterhaltsam liest 
sich dagegen Kapitel 10 mit dem 
Blick auf die europäische Nachbar-
schaft. Dass man in Österreich we-
sentlich höhere Renten erhält als bei 
uns, hat sich herumgesprochen; es 
wird erklärt, wie das funktioniert. 
Doch ergänzend weitere Beispiele 
mit höheren Renten als im reichen 
Deutschland: Die Schweiz mit der 
Mitgliedschaft aller Beschäftigten im 
System. Die Niederlande mit der 
Volksrente. Frankreich (noch?) mit 
dem Maßstab der besten 25 Einkom-
mensjahre. Belgien, wo die Arbeit-
geber zwei Drittel der Rentenbeiträ-
ge zahlen. Luxemburg als absolutes 
Rentenparadies mit doppelter Ren-
tenhöhe als bei uns. Dänemark, wo 
Geringverdienende 117,5 Prozent 
ihres Einkommens als Rente erhalten. 

Die Autoren kritisieren, dass unse-
re Gewerkschaften vergleichsweise 
lange gebraucht haben, ihr Eintreten 

für ein gerechteres Rentensystem als 
Pflicht gegenüber den Beschäftigten 
zu erkennen. Zwei Gedanken wer-
den betont: dass der Kurswechsel 
nicht den jetzigen, sondern den 

künftigen Rentnerinnen und Rent-
nern, den jungen Beschäftigten 
dient. Und dass, wie in der Mindest-
lohnkampagne, ein langer Atem nö-
tig sein wird.

Die gründliche Recherchearbeit 
der Autoren beweisen im Anhang 
die zahllosen Verweise zu allen ihren 
Angaben. Dabei ist es empfehlens-
wert konzentrierter Lesestoff.

ANNEMARIE GÖRNE

Holger Belodis/Dagmar Hühne: Die große 
Rentenlüge. Warum eine gute und bezahl-
bare Alterssicherung für alle möglich ist. 
Westend-Verlag Frankfurt/Main 2017, 205 
Seiten, 18 Euro, ISBN 978-3-86489-177-9.

Von den 12 Kapiteln zum Thema 
Rente, im Buch zu lesen, bieten 

die meisten auch dem, der schon ei-
ne Menge darüber weiß, aufschluss-
reiche Erkenntnisse. Unumgänglich 
behandelt Kapitel 1 den Sündenfall 
der Rentenpolitik, die Schnittstelle 
Schröder/Riester, als dem Umlagesys-
tem ein neoliberales Ende verordnet 
wurde. Für die beiden Autoren war 
das bis dahin geltende Umlagever-
fahren ein eindeutiges Erfolgsmodell 

Buchtipp
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Westend Verlag 2017
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Dr.  Judith Kerschbaumer,  Bereichsleiterin 
Sozialpolitik,  ver.di  Bundesverwaltung
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Nicht nur, dass es einem bei der 
fernsehtechnischen Begegnung 

mit »America-First-Präsident« Trump 
oft kalt den Rücken herunter läuft, 
er kann auch zu stillem Vergnügen 
verhelfen, ja teils zu lautem Lachen. 
Diese unerwartete Erfahrung ist den 
vielfältigen Ideen zu danken, die ein 
halbes Hundert Karikaturistinnen und 
Karikaturisten der deutschlandweit 
aufgestellten Cartoonlobby mit dem 
Rückblick 2017 zu Papier gebracht 
haben. Auch in diesem Januar hat der 
Verein des spitzen Zeichenstifts sei-
nen Jahresauftakt in der MedienGa-
lerie begangen und mit einer Aus-
wahl seiner Arbeiten die erste Aus-
stellung des Jahres bestritten. Was 

man sonst nur da und dort gedruckt 
sieht – hier hängen dicht bei dicht 
Originale an den Wänden, von fein-
sinnigem Humor bis bissiger Satire. 
Es ist eine Freude sie zu betrachten, 
zu beschreiben sind sie schwierig. 

Einige Versuche: Lothar Otto hat nur 
die goldblonde Schmachtlocke auf 
seiner Staffelei verewigt, aber dane-
ben vorsorglich ein Toilettenbecken 
aufgestellt, falls ihn das Kotzen an-
kommt. Oder: Mathias Hühn zeigt, 
wie Trump die UNO umbaut –»3.000 
Suiten mit goldenen Wasserhähnen 
und Nuttenanschluss, dann läuft der 
Laden wieder«. Klaus Stuttmanns 
»America first« mit den roten Atom-
knöpfen ziert die Einladungskarte. 

Neben Trump boten auch andere Au-
tokraten, Populisten, rechte Fana
tiker und Nationalisten Stoff. Marcus 
Gottfried lässt einen Autofahrer fra-

gen: »Gute Frau, wie komme ich 
nach Österreich?« Antwort: »Rechts 
ab.« Andreas Mücke zeichnete in fei-
nem Strich ein fast nacktes Ganzpor-
trät von Harvey Weinstein, das der 
sich nicht hinter den Spiegel stecken 
würde. Rainer Hachfeld verständlich 
ohne Worte: Ein Köter mit Erdogan-

Umsiedlung nach  

Berlin erstrebt

Gesicht beißt in einen Arm, dem ein 
Kugelschreiber entfällt. Harald Kretz-
schmar charakterisiert den Brexit als 
Mehrfach-Vergitterung. Und auch 
das Rentendesaster kommt zur Spra-
che: »Sie: Die Rente ist alle. Er: Lass 
mal, wir haben ja noch unsere Ne-
gativzinsen.« Nebenbei mir aus dem 
Herzen ein Blatt von Markus Grolik: 
Betrachtung des Nachthimmels vom 
Balkon »Ah, die Möndin«.

Cartoon, zu Deutsch Karikatur, ist 
keine bequeme Kunstgattung, aber 
eine wichtige Verfechterin der Pres-
sefreiheit. Die Cartoonlobby als ihre 
Vertreterin gründete sich 2008 und 
hat an ihrem Sitz in Luckenwalde ei-
nen Fundus von rund 30.000 Origi-
nalen, dazu eine Fachbibliothek von 
6.000 Titeln zusammengetragen. 
Dass sie wieder eine Auswahl in die 
MedienGalerie brachte, liegt an gu-
ten beiderseitigen Kontakten und 
geschah nicht ganz selbstlos, wie 
Andreas Nicolai anmerkte. Seit län-
gerem erstrebt die Stiftung eine Um-
siedlung nach Berlin. Berechtigt die 
Ansicht, dass dies nicht nur ein ge-
eigneterer Ort für ihre Arbeit wäre, 
sondern dass es auch der Hauptstadt 
gut zu Gesicht stünde, mit einem 
ständigen Forum für die politische 
Kunstgattung ihre Kulturlandschaft 
zu bereichern. Allein, noch hat sich 
kein geeigneter Platz für sie gefun-
den. Die Cartoonlobby setzt ihre 
Hoffnung nun auf die rot-rot-grüne 
Stadtregierung und ihren Kulturse-
nator. Klaus Staeck, Streiter für die 
gute Sache, brachte es schon vor Zei-
ten auf den Punkt: »Als Werkzeug 
der Aufklärung braucht die Satire in 
der Weltstadt Berlin ein Dach über 
dem Kopf, der wieder durch dieses 
stoßen kann.«� A. GÖRNE

Stolpersteine hatte der ver.di-Lan-
desfachbereich im Herbst 2008 

in Verbindung mit der Ausstellung 
zum Widerstand der Jakob-Saefkow-
Bästlein Gruppe in den Jahren 1943/ 
44 verlegen lassen: In der Gielower-
straße 32 c auch einen für den Buch-
binder Rudolf Peter, der sich im Ull-
steinhaus der illegalen Gewerkschafts
gruppe um Wilhelm Selke angeschlos
sen hatte. Die Gestapo enttarnte das 
Netzwerk durch Spitzel. Rudolf Peter 
wurde im August 1944 verhaftet, im 
Januar 1945 zu vier Jahren Zucht-
haus verurteilt und ins Zuchthaus 
Brandenburg-Görden überstellt. 
Schwer gefoltert kam er am 2.3.1945 

ums Leben. Dieser und andere Stol-
persteine – insgesamt 16, die zum 
Andenken an von den Nazis ermor-
dete Bewohner in der Nähe der Neu-
köllner Hufeisensiedlung verlegt wa-
ren – wurden durch Neonazis in der 
Nacht vom 5. zum 6. November ver-
gangenen Jahres herausgerissen und 
beseitigt. In Neukölln ist seit Jahren 
eine gewalttätige Neonaziszene ak-
tiv. Gegen deren Angriffe wehrt sich 
die Anwohner-Initiative »Hufeisern ge
gen rechts« mit Veranstaltungen und 
Aktionen. Auch der Bezirk mit Bürger
meisterin Dr. Fransziska Giffey zeigt 
Flagge. Gemeinsam wurden die Stol-
persteine zwischen dem 4. und 6. De-

zember 2017 neu in die Gehwege ein-
gelassen, diesmal fest mit Beton ver-
ankert. Dafür waren innerhalb kurzer 
Zeit mehrere tausend Euro gespendet 
worden. Der am 6. Dezember neu 
verlegte Stolperstein in der Gielower-
straße war mit einer Würdigung für 
Rudolf Peter durch den ver.di-Lan-
desfachbereich verbunden. Dabei 
wurde die Bedeutung des gewerk-
schaftlichen Widerstands auch für 
heute hervorgehoben. Bärbel Schind
ler-Saefkow erinnerte an die breit-
gefächerte illegale Arbeit des Netz-
werkes der Jakob-Saefkow-Bästlein 
Gruppe über alle Branchen und ideo-
logischen Grenzen hinweg. � COLI

Stolpersteine in Neukölln neu verlegt 
Gemeinsames entschlossenes Handeln gegen gewalttätige Neonaziszene

Wieder sichtbar: Gedenkstein für 
Buchbinder Rudolf Peter� Foto: Gabi Senft

Helmut Jacek, Andreas Nicolai, Phil Hubbe (v.l.n.r.) vor einer Zeichnung von Rolf Tiemann� Foto: Chr. v. Polentz/transitfoto.de

Stilles Vergnügen mit Trump und Co.
Cartoonlobby zum Auftakt in der MedienGalerie: Neue Heimstatt gesucht
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sind es Heike Beyer, Sibylle Hoffmann 
und Christel Krell. Rechtsberatungs-
termine werden nach Anmeldung 
individuell vergeben.

Organisatorisch ist die Umstruktu-
rierung weitgehend vollzogen. Ein 
wenig müsse noch an der Aufgaben-
verteilung zwischen den beiden Ge-
schäftsstellen und am Internetauftritt 
gebastelt werden. »Bei alldem haben 
wir immer vor Augen, eine gute und 
mitgliedernahe Arbeit zu garantie-
ren«, bekräftigt Erschens. � UCB

B l i c k p u n k t

Oder auf. Die freundlichen Mitarbei-
terinnen vor Ort sorgen jedoch dafür, 
dass Anfragende zu den Bürozeiten 

ein offenes Ohr finden. Wie bisher 
sind die Kolleginnen Anette Jannich 
und Manuela Stenemann in Ebers-
walde zur Stelle; in Frankfurt/Oder 

Neue Besen kehren bekanntlich 
gut. Nach diesem Motto starte-

te Anfang Januar die Arbeit im neu-
en ver.di-Bezirk Nordostbranden-
burg. Rund 15.000 Gewerkschafts-
mitglieder werden dort nach der Zu-
sammenlegung der bisherigen Be-
zirke Frankfurt/Oder und Uckermark-
Barnim betreut. Hauptsitz ist Frank-

furt/Oder, die Geschäftsstelle in 
Eberswalde bleibt erhalten. Bezirks-
geschäftsführer ist Uwe Erschens, 
der zuvor vier Jahre lang den Bezirk 
Uckermark-Barnim leitete.

»Bei den Altbezirken Uckermark-
Barnim und Frankfurt/Oder handelte 
es sich um relativ kleine Einheiten. 
Daher war die Anzahl der Fachberei-
che sehr überschaubar«, begründet 
Erschens die Fusion. Im neuen Bezirk 
seien die Mitgliederzahlen höher und 

Sekretäre könnten ein größeres 
Spektrum abdecken. Mit der Struk-
turveränderung tue ver.di außerdem 
einen Schritt, den zuvor schon der 
DGB und die IKH vollzogen hatten 
– der ver.di-Bezirk ist nun deckungs-
gleich ihren Bezirken. »Das macht 
den Austausch einfacher, der ange-
sichts der Entwicklungen im Osten 
Brandenburgs sehr wichtig sei. »Die 
gesellschaftlichen Organisationen 
müssen gemeinsam vorgehen«, so 
Erschens.

Man werde auch in Zukunft eine 
kontinuierliche Betreuung der Be-
triebs- und Personalräte sichern. Das 
Angebot weite sich eher aus. »In ei-
nem größeren ver.di-Bezirk ist das 
besser umzusetzen.« Natürlich wer-
de die Arbeit aufgrund der weiteren 
Entfernungen nicht einfacher. Aber 
man wolle die ehrenamtlichen Struk-
turen der Ortsvereine beibehalten.

Als Bezirksgeschäftsführer ist Uwe 
Erschens nun mehr als zuvor auf 
Achse, er splittet seine Arbeitszeit 
zwischen Eberswalde und Frankfurt/

Ehrenamtliche 

Strukturen bleiben

 Kurz und knapp

	 �Beständiges bei 		
UCI Multiplex

 Kurz vor Weihnachten einigte man 
sich bei UCI Multiplex. Danach wur-
de für den Manteltarif die Beibehal-
tung der 35-Stunden-Woche festge-
legt, dazu Regelungen für einzelne 
Beschäftigtengruppen zu Kündi-
gungsschutz, Urlaub oder Fortbil-
dung. Zudem wurde eine rückwir-
kende Erhöhung der Tabellenentgelte 
um insgesamt 9,8 Prozent mit einer 
Laufzeit bis Ende 2020 vereinbart. 

	 �Unbefriedigendes für 
Tageszeitungen

Für die Tageszeitungsredaktionen lag 
von den Arbeitgebern bislang ein 
enttäuschendes Verhandlungsange-
bot vor. 13.000 Journalistinnen und 
Journalisten sollten demnach erst ab 
August mehr Geld erhalten. 2,4 Pro-
zent über 30 Monate wurden offe-
riert. Sprünge in der Berufsjahresstaf-
fel wurden von Weiterbildung und 
neuen Zuständigkeiten abhängig ge-
macht. dju-Verhandlungsführer Mat-

thias von Fintel bezeichnete die lan-
ge Laufzeit, die vielen Nullmonate 
und die geringe Erhöhung als »drei-
fache Zumutung«. Auf eine von der 
Gewerkschaft geforderte Mindester-
höhung – vor allem für Einstiegsge-
hälter – ging der Bundesverband 
deutscher Zeitungsverleger (BDZV) 
nicht ein. ver.di fordert 4,5 Prozent 
mehr, mindestens aber 200 Euro. Am 
12.3. wurde weiterverhandelt. 

	 �Beachtliches bei 
Reuters

Mitte Februar führten die Tarifver-
handlungen für die rund 120 bei 
Reuters Deutschland Beschäftigten 
zu einer Einigung. Ab April erhalten 
die meisten ein Plus von 2,6 Prozent 
oder mehr bei Exceed oder Far Ex-
ceeded. Die Gewerkschaften lobten 
die fairen und konstruktiven Ver-
handlungen. Bereits in der ersten 
Runde wurde Übereinkunft erzielt, 
in weiteren Gesprächen verbesserte 
die Chefredaktion das Angebot 
mehrmals. Hervorzuheben sei, dass 
auch Beschäftigte in Elternzeit oder 
Sabbatical oder mit einem »partially 
met« nicht nur an der linearen Erhö-

hung, sondern erstmals auch an Zu-
lagen beteiligt werden, die auf den 
Appraisalnoten basieren. 

	 �Befriedigendes bei 
Buchverlagen 

Bereits Mitte Dezember wurde in den 
Tarifverhandlungen für den herstel-
lenden und verbreitenden Buchhan-
del ein Ergebnis erzielt. Danach wird 
das Entgelt um nahezu 4 Prozent er-
höht – ab Jahresbeginn um 2 und 
ab 1.1.2019 um 1,96 Prozent. Das 
Ergebnis spiegele, so ver.di, sowohl 
die Interessen der Beschäftigten als 
auch die wirtschaftlichen Bedingun-
gen der Unternehmen wider.

	 �Buchmesse ohne rechte 
Hetze

Zahlreiche Verlage, darunter der neu-
gegründete Berliner Manifest-Verlag 
sowie Verbände, Buchhandlungen 
und Einzelpersonen, rufen unter 
#verlagegegenrechts dazu auf, sich 
gegen rechte Hetze auf der Leipziger 
Buchmesse zu wehren. Sie treten für 
die Teilhabe »möglichst vieler Men-

schen an Literatur, Kultur und Bil-
dung« ein. Im krassen Gegensatz zu 
einer »grundsätzlich offenen Hal-
tung« stünden rechte Medien, »die 
seit Jahren auf der Leipziger Buch-
messe präsent« sind, die »gegen die 
Presse hetzen, Verschwörungsmy-
then verbreiten und offen rassistisch, 
frauenverachtend und homofeind-
lich« auftreten. Die Leipziger Buch-
messe wurde aufgefordert, »aus den 
verbalen Bekenntnissen zu demokra-
tischen Grundsätzen Konsequenzen 
zu ziehen und Raum für Meinungs-
freiheit zu bieten«. Auf der Messe 
wurde Protest angekündigt.

	 �Betriebsrat für 
Newsroom gewählt

Die Zeiten ohne Interessenvertretung 
sind vorbei. Die Redakteurinnen und 
Redakteure der Berliner Newsroom 
GmbH, die die „Berliner Zeitung“ 
und den „Berliner Kurier“ produzie-
ren, haben ein Jahr nach der Um-
strukturierung im Berliner Verlag 
wieder einen Betriebsrat gewählt. 
Dem siebenköpfigen Gremium ge-
hören drei ver.di-Mitglieder an. Vor-
sitzender ist Jan Thomsen.

Im Osten viel Neues
Der neue ver.di-Bezirk Nordostbrandenburg
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Fachbereich Medien 
Berlin-Brandenburg

Alles für die »Pressefreiheit«? 
Wo bleibt der Sozialstaat?

»Zur Sicherung der bundesweiten Versorgung mit 

Presseerzeugnissen für alle Haushalte – in Stadt und 

Land gleichermaßen – wird bei Minijobs von Zei-

tungszustellerinnen und Zeitungszustellern der Bei-

trag zur Rentenversicherung, den die Arbeitgeberin-

nen und Arbeitgeber zu tragen haben, befristet für 

die Dauer von fünf Jahren bis zum 31. Dezember 

2022, von 15 auf 5 Prozent abgesenkt.«

Auszug aus Kapitel 7 (»Soziale Sicherheit gerecht und  

verlässlich gestalten«) des GroKo-Vertrages

ver.di anzeige: Rentenklau

Mitgliedernahe		

Arbeit garantieren
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Den Kick gab es vor zwei Jahren 
bei einer Vertrauensleuteschu-

lung im ver.di-Bildungszentrum »Cla-
ra Saalberg« am Wannsee. »Ganz 
schön geschockt« waren die Aktiven 
aus der Bundesdruckerei über die 
ver.di-Mitgliederentwicklung. 
»Wenn das so weiterläuft, ist ver.di 
im Betrieb bald nicht mehr sichtbar. 
Wir müssen gegensteuern«, erzählt 
Vertrauensmann Michael Schipfmann. 
Es habe ihn schon lange gestört, dass 
Gewerkschaft im Angestelltenbe-
reich fast keine Rolle spielte, ergänzt 
John Klimasek. Ronald Paulick hatte 
dann die Idee mit dem Stammtisch. 
Seither treffen sich etwa ein Dutzend 
Vertrauensleute und Interessierte 
einmal im Quartal im Café brennbar 
der Alten Feuerwache, diskutieren 
Probleme, entwickeln Projekte. So 
wie die Sache mit den Flugblättern. 
»Wir müssen mehr Gesicht zeigen, 
auch mit unserer Person für die Sa-
che einstehen«, meinten sie vor der 
letzten ver.di-Vertrauensleuteneuwahl 
und wollten »Steckbriefe« für jeden 
Kandidaten fertigen. Daraus wurde 
dann ein Plakat mit Gruppenfoto. 
Freie Plätze darin sollen von neuen 

Mitstreitern gefüllt werden. »Man 
kann über schlechte Arbeitsbedin-
gungen jammern. Oder für gute sor-
gen«, steht auf dem Plakat und 
hängt jetzt an die 150 mal im Be-
trieb. Übersehen könne sie seither 
niemand mehr, sind die Gewerk-
schaftsmitglieder überzeugt. 

Eine Arbeitsgruppe sammelte Ide-
en für die Werbe- und Öffentlich-
keitsarbeit. »Wir wollten auch an die 
jungen Leute ran, an die Techniker 

und Ingenieure, die traditionell nicht 
so viel mit Gewerkschaft am Hut ha-
ben«, erinnert sich Michael Schipf-
mann. So sollte klargemacht werden, 
dass Tarife nicht vom Himmel fallen 
oder allein von den Druckern erstrit-
ten werden können. Gemeinsam mit 
einem Mediengestalter-Azubi entwi-
ckelten sie das Bild von Fallschirmen 
mit Tarifleistungen. Eine eigene Bild-
sprache war gefunden – einfach, 
aber auf den Punkt gebracht. In der 

Serie entstanden zwei weitere Flug-
blätter, zu tariflichem Urlaub und 
zum Weihnachtsgeld. 

»Det is ja mal orijinell«, hieß es aus 
der Kollegenschaft. Jedenfalls blie-
ben die Blätter hängen, wurden nicht 
beschmiert. Auch wenn es in der 
Bundesdruckerei keine Medienge-
stalter-Azubis mehr gibt, sollen wei-
tere Flugblätter entstehen. Nicole 
Weigandt aus dem IT-Bereich hat 
sämtliche Materialien übernommen. 
Doch zunächst haben sich die ehren-
amtlichen »Öffentlichkeitsarbeiter« 
an etwas ganz Neues gewagt: Ihr 
erster Newsletter »NetzWerk« er-
schien, er soll Kontakte im Unter-
nehmen und zwischen den Mitglie-
dern knüpfen helfen. »Wir haben ein 
Titelthema gewählt, das alle an-
geht«, meinen die Aktiven: »Rente 
muss reichen – auch für junge Be-
schäftigte«. Tipps und Termine gibt 
es auch. »Mal sehen, wie die Reso-
nanz ist und wie oft wir eine neue 
Nummer anbieten können«, meinen 
Nicole Weigandt und ihre drei Re-
daktionsmitstreiter. Das »zarte Pflänz
chen« wird selbstbewusst als Aus-
gabe 1/2018 präsentiert. 

Dass sich offene Mitgliederver-
sammlungen in der Bundesdruckerei 
an Beschäftigte aus dem IT-Bereich, 
an Jüngere oder Frauen richten, er-
zählen die Vertrauensleute. Diese 
und einen jährlichen ver.di-Aktions-
tag organisieren sie gemeinsam mit 
Gewerkschaftssekretär Alfons Paus. 
Der weiß: Die Mitgliederentwicklung 
ist seit zwei Jahren deutlich positiv. 
»Präsent sein, Kontakte knüpfen und 
mit vielen ins Gespräch kommen«, 
sieht er als Rezept auch im »Wahl-
kampf« für die Betriebsratswahlen. 
Die über 2000 Beschäftigten der 
Bundesdruckerei wählen jetzt ihren 
19-köpfigen Betriebsrat neu. � NEH

Ungeachtet des grauen, kalten 
Wintertages war der Auftakt zu 

den Organisationswahlen bei ver.di 
optimistisch: Die Landesfachgruppe 
Verlage, Druck und Papier zählte zu 
den ersten, die am 18. Februar zu 
Rechenschaft und Neuwahl in der 
ver.di-Bundesverwaltung zusammen-
kam – manche der Druckerkollegen 
mit nur einer Mütze voll Schlaf von 
der Nachtschicht. Der bisherige FG-
Vorsitzende Andreas Meißner – Be-
triebsratsmitglied in der Axel-Sprin-
ger-Druckerei – berichtete von er-
folgreicher Arbeit in der Fachgruppe, 
woran der neue Vorstand anknüpfen 
wird. So ist es gelungen, den Orga-
nisationsgrad trotz sinkender Be-
schäftigtenzahl zu stabilisieren – der 
Landesfachbereich Berlin-Branden-
burg steht da übrigens bundesweit 
an der Spitze – nicht zuletzt durch 
originelle Mitgliederwerbung (siehe 
obenstehenden Beitrag). Betriebs-
rätetreffen Berlin-Brandenburg sind 
zur festen Größe geworden mit Aus-
tausch, Diskussion und dem Ermit-
teln von Schulungsthemen. So wur-
den Arbeitsrechtsexperten eingela-
den, auch die Gefährdungsbeurtei-
lung steht immer wieder im Mittel-

Wat Orijinellet – mit Bordmitteln
ver.di-Vertrauensleute in der Bundesdruckerei zeigen Gesicht und werben Mitglieder 

Tarifleistungen fallen 

nicht vom Himmel

punkt. Die jährlichen Vertrauensleu-
teseminare sind gut besucht. Auch 
die vierteljährlichen Betriebsrätetref-
fen der Buchverlage werden gern an-
genommen. Tarifrunden in der Druck
industrie sind mit Besuchen in Un-
ternehmen wie Berliner Zeitungs-

druck oder Bundesdruckerei verbun-
den. Junge Leute für die Gewerk-
schaft zu interessieren sei – so Meiß-
ner – angesichts des Altersdurch-
schnitts der Fachgruppenmitglieder 
eine (über)lebenswichtige Aufgabe. 
Mitgliedernachwuchs in der Alters-

gruppe 20 bis 40 ist und bleibe ein 
Schwerpunkt. In diesem Sinne freu-
te sich die Versammlung über zwei 
junge Mitglieder aus dem neu ge-
gründeten Manifest-Verlag, die sich 
sofort zur aktiven Mitarbeit bereit 
erklärten und zur Wahl stellten.

Mit dem bereits 2012 gestarteten 
Projekt zur Azubi-Beratung im Berli-
ner Oberstufenzentrum Ernst Litfaß 
(siehe auch Sprachrohr S. 7, 16) wur-
de ein guter Weg eingeschlagen. Im-
mer mehr Schülerinnen und Schüler 
kommen in den Sprechstunden erst-
mals mit Gewerkschaft in Berührung.

Zur Wahl des neuen Fachgruppen-
vorstandes appellierte Andreas Meiß-
ner, die Aufgaben auf breitere Schul-
tern zu verteilen und die Zahl von 
sechs auf zehn bis zwölf zu erhöhen. 
Das wurde erfüllt. Zehn Kollegen und 
eine Kollegin wurden gewählt – über 
die Ämterverteilung entscheidet die 
erste Vorstandssitzung Mitte März. 
Auch die Wahl anderer zu besetzen-
der Gremien und zu benennender-
Delegierte war erfolgreich – zwei ef-
fiziente Stunden gewerkschaftlicher 
Mitbestimmung, für die ein Sonn-
tagvormittag ganz gern »geopfert« 
wurde. � B.E. 

Von der Nachtschicht zur Wahl
Fachgruppe Verlage Druck & Papier mit neuem Vorstand

Soeben gewählt: Uwe Steinborn, Andreas Meißner, Michael Henseler, Jörg Stem-
pel (vorn, v.l.n.r.). Andreas Mews, Sven Rieck, René Arnsburg, (hinten, v.l.n.r.). 
Robert Seeck (ganz hinten, Mitte). Nicht auf dem Foto: Karin Wagner, James 
Reinhardt, Hans Hermann Dethlefsen. � Foto: Chr. v. Polentz/transitfoto.de
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Bereits zu Jahresbeginn haben 
die Seniorinnen und Senioren 

des Fachbereichs 8 ihren Vorstand 
gewählt und das Jahresprogramm 
beschlossen. Der langjährige und 
erneute Vorsitzende Peter Schrott 
über eine aktive und streitbare 
Gruppe:

Kollege Schrott, der Seniorenaus-
schuss verweilt nicht gemütlich im 
Ruhestand, sondern setzt sich ak-
tiv mit gesellschaftlichen Entwick-
lungen auseinander. Was beschäf-
tigt Euch?

PETER SCHROTT: Rentenentwick-
lung, Altersarmut, Wohnen, Rassis-
mus, bedingungsloses Grundeinkom
men sind Stichworte. Wir lassen uns 
von der übergreifenden Arbeitsgrup-
pe Wohnen im Alter berichten, mi-
schen uns in die gewerkschaftliche 
Rentenkampagne ein, melden uns 
zu Wort, unterbreiten Vorschläge und 
wollen gesellschaftliche Aufmerk-
samkeit auf die Belange der Älteren 
lenken. Am 4. Juni organisieren wir 
im Seniorenbereich eine größere Ver-
anstaltung zu Judentum und Anti-
semitismus – ein alle Altersgruppen 
angehendes Problem. 

Auch Eure regelmäßigen Ver-
sammlungen sind nicht einfach nur 
Zusammenkünfte der Mitglieder. 

SCHROTT: Richtig, sie stehen immer 
unter einem Thema. Langweilig ist 

es nie. Gerade haben wir uns mit dem 
Polizei- und Überwachungsstaat be-
schäftigt, dazu kam Niklas Schrader 
vom Fraktionsvorstand der LINKEN. 
Grundsätzlich informieren wir uns 
darüber, was ver.di-Fachgruppen um
treibt. So war Erika Ritter vom Lan-
desfachbereich 12 zu Gast, um über 
den Arbeitskampf im Handel aufzu-
klären. Kollegin Christina Stönner, 
Vorsitzende vom FB 1, gab Auskunft 
zur Situation der Sparkassen und 
Banken. Silke Leuckfeld, stellv. dju-
Landesvorsitzende, informierte über 
Aktivitäten im Medienbereich. ver.di- 

Pressesprecher Andreas Splanemann 
schätzte die Wahlen zu den Bezirks-
verordnetenversammlungen ein. Be-
triebsratsvorsitzende Renate Gensch 
berichtete mehrfach über den Kahl-
schlag im Berliner Verlag. Ähnlich in-
teressant ist auch das Programm für 
dieses Jahr, u.a. zu Lobby-Control, 
zu nicht betriebsgebundener Mit-
gliedschaft und natürlich mit unserer 
Jahresabschlussfeier.

Manchmal seid Ihr auch unter-
wegs…

SCHROTT: Exkursionen haben Tra-

dition, zuletzt schauten wir beim ZDF 
hinter die Kulissen.

Spürt Ihr genügend Resonanz für 
Eure Gruppe?

SCHROTT: Alle Zusammenkünfte 
sind gewerkschaftsöffentlich, es wird 
thematisch eingeladen, wir freuen uns 
über Interessierte. Allerdings wünsch
ten wir uns mehr »Nachwuchs«. 
Dass wir Mitglieder verlieren, liegt 
naturgegeben auf der Hand. Doch 
für viele Kolleginnen und Kollegen ist 
mit dem Ausscheiden aus dem Be-
rufsleben auch die Gewerkschaft pas
sé. Leider bringen Informationsschrei
ben über unsere Seniorengruppe, die 
wir Betriebs- und Personalräte bitten 
am Schwarzen Brett auszuhängen, 
oder ver.di-Anschreiben zu wenig Re-
sonanz. Rentenalter und Gewerk-
schaft, wie kann das funktionieren? 
Das wär mal ein Forschungsthema 
für die Böckler-Stiftung. 

 
Als »Querköppe« hingegen seid Ihr 
bundesweit bekannt geworden.

SCHROTT: Stimmt, unsere 2013 ge-
startete online-Zeitung »Die Quer-
köppe« findet inzwischen bundes-
weite Beachtung. Den Namen haben 
wir absichtsvoll gewählt, weil wir auch 
mal andere Positionen als ver.di ver-
treten und keinesfalls mit allem ein-
verstanden sind. Wir wollen ab und 
zu gegen den Strich bürsten.
� INTERVIEW: BETTINA ERDMANN

Langweilig ist es nie
Aktiv und streitbar – der Seniorenausschuss wählte

Viele Ideen, viel zu tun: Der neu gewählte Vorstand des Seniorenausschusses 
mit Peter Asmussen, Annemarie Görne, Klaus-Jürgen Hintz, Ingrid Kröning, Peter 
Schrott (v.l.n.r.). � Foto: Anna Schendel

Auch für 2018 präsentiert die 
Kunstfabrik GmbH-Köpenick ein 

weiteres »Jahr- und Lesebuch Trep-
tow-Köpenick«. Nun schon zum 17. 
Mal. Diese Publikation ist einmalig 
in Berlin. In anderen Stadtbezirken 
gibt es nichts Vergleichbares. Die 
Ausgabe umschließt – wie schon die 
Jahrgänge zuvor – fast alle Gebiete 
heimatlicher Historie und gegenwär-

tiger Entwicklungen aus den 15 Orts-
teilen. 50 kurzweilig verfasste Beiträ
ge aus Kultur, Sport, Wissenschaft- 
und Technik, öffentlichem Leben, 
heimatkundliche Erläuterungen – eh-
renamtlich verfasst von Bewohnern 
aus dem Stadtbezirk oder Ehemaligen; 
ausgewählt und zum Druck vorbe-
reitet von der ebenfalls ehrenamtli-
chen Redaktion in der Kunstfabrik Kö
penick GmbH, die Herausgeberin ist.

Die Beiträge sind nach Ortsteilen 
gegliedert. Auf 200 Seiten werden 
zum Beispiel Entwicklung und Indu
striegeschichte von Ober- und Nie-
derschöneweide behandelt, die Er-
eignisse in der Stadt Cöpenick 1918, 
das »Sengen, Brennen, Schießen und 
Stechen« im und nach dem 1. Welt-
krieg. Gewürdigt wird die Berlin-Gör-
litzer Eisenbahn, die vor 150 Jahren 
in Betrieb ging. Auch das Wirken von 
Persönlichkeiten, die einstmals hier 
wohnten, findet sich im Band: Schrift

stellerin und Kundschafterin Ruth 
Werner, der langjährige Orchester-
Chef des Rundfunk-Tanzorchesters 
Berlin, Günter Gollasch; 95 Jahre wä-
re er 2018 geworden. Und nicht zu 

vergessen: Köpenicks langjähriger 
Bürgermeister von 1992 bis 2006, 
Klaus Ulbricht, der in diesem Jahr 80 
wird; gewürdigt von Stadtbezirksbür-
germeister Oliver Igel. Auch zu lesen: 
Wie sich die Natur das Areal des ehe-
maligen Reifenwerkes Schmöckwitz 
zurückholt. Der bevorstehende Um-
zug der Schauspiel-Hochschule »Ernst 
Busch«. Historie der Alten Försterei, 
das Zuhause des 1. FC Union. Warum 
Altglienicke das 125jährige Bestehen 
feiert, aber bereits über 640 Jahre alt 

ist. Und schließlich: dass Johannisthal 
1884 den Titel »Bad« zugesprochen 
bekam.

Am Schluss greift das Jahrbuch die 
Frage auf, die immer wieder bei Füh-
rungen durch das Funkhaus Nalepa-
straße gestellt wird: Was ist aus den 
vielen Produktionen des DDR-Rund-
funks und des Deutschen Fernseh-
funks geworden, die 1945 bis 1991 
entstanden sind? Eine ganze Reihe 
von Beiträgen widmet sich Unter-
nehmen, Handwerksbetrieben und 
freischaffenden Künstlerinnen und 
Künstlern, die in Treptow-Köpenick 
ansässig sind. Heimatverbundene er-
halten mit dem Jahrbuch einen viel-
seitigen Einblick. In den ersten Wo-
chen dieses Jahres haben die Vorbe-
reitungen für das nächste Jahrbuch 
2019, begonnen. Zu erwerben ist 
»Treptow-Köpenick 2018 – Ein Jahr- 
und Lesebuch« im Buchhandel für 
9,95 Euro. � WOLFHARD BESSER

Stadtgeschichte zum Blättern
Jahrbuch Treptow-Köpenick einmalig für Berlin

Vielseitiges für 

Heimatverbundene
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Melodie und Rhythmus« wurde 
1957 in der DDR als Fachblatt 

für Tanz- und Unterhaltungsmusik 
gegründet. Ursprünglich als dünnes 
Heft im DIN-A5-Format. Später gehör
te die Musikzeitschrift zu den begehr
testen Publikationen, die aufgrund 
der Papierrationierung und geringer 
Druckereikapazitäten trotz einer Auf-
lage von 300.000 schnell vergriffen 
war. Zuletzt wurden knapp 10.000 
Exemplare gedruckt. Nach der Wie-
dervereinigung bis 1991 übernahm 
der Henschel-Verlag das Blatt. 2004 
gründeten Christian Hentschel, And
reas Fack und Tino Eisbrenner die Zeit
schrift neu als »Melodie & Rhythmus«. 
Der Schwerpunkt lag bei deutsch
sprachigen, speziell ostdeutschen In-
terpreten. Nach neun Ausgaben wur-
de M&R eingestellt, ab Juni 2006 ver-
suchte der Heimat-Verlag-Berlin sein 
Glück. Seit Dezember 2008 wird die 
Zeitschrift vom Verlag 8. Mai GmbH 
herausgegeben, hier erscheint auch 
die Tageszeitung junge Welt. 

Anfang Januar nun teilte der Ver-
lag mit, dass die nächste Nummer 

nicht erscheinen kann und eine Wie-
deraufnahme der Produktion in ab-
sehbarer Zeit nicht in Aussicht steht. 
Doch die Leserinnen und Leser pro-
testierten: Aufgeben – das ginge gar 
nicht in »Zeiten des aufhaltsamen 
Aufstiegs der AfD und anderer rech-
ter Demagogen«.

Seit Mai 2014 fungiert die junge 
Welt-Mitarbeiterin Susann Witt-Stahl 
als Chefredakteurin. Ein neues Kon-
zept stand mit der Ausgabe 2/2017 
an. Die Redaktion schrieb dazu: »Die 

beunruhigenden Zeichen unserer 
Zeit – u.a. der Rechtstrend und die 
zunehmende gezielte Desinformati-
on und Massenmanipulation durch 
Medien, politische Interessengrup-
pen und Werbung – erfordern eine 
Erweiterung des kulturellen, künst-
lerischen und politischen Horizonts.« 
Musik blieb der Schwerpunkt, wei-

tere Kulturbereiche sowie Ideologie- 
und Medienkritik wurden in dem 
neuen »Magazin für Gegenkultur« 
auch berücksichtigt. Schwerpunkt im 
Heft 1/2018 war Afrika (siehe Foto 
oben letzte Ausgabe), die nächste 
Ausgabe sollte sich mit »Geld« be-
schäftigen, doch leider fehlt es ge-
nau daran. Nach der Resonanz des 

Publikums schrieb Susann Witt-Stahl: 
»Melodie & Rhythmus steckt in einer 
schweren Krise. Ob es ihre finale ist, 
wird sich erst im Laufe dieses Jahres 
entscheiden. Die Redaktion und die 
Herausgeber haben beschlossen, 
nichts unversucht zu lassen, um das 
einzige professionelle Magazin für 
Gegenkultur in Deutschland vor dem 
Untergang zu bewahren – ein zähes 
Ringen steht uns bevor.« 1700 zu-
sätzliche Abonnements würden ge-
braucht bei einem Normalabo von 
26,90 Euro, außerdem müsste der 
Anzeigenerlös gesteigert werden. 

Man hofft auf die Unterstützung 
linker Autoren, Journalistinnen und 
Kulturschaffender aller Genres, um 
diesen Kraftakt zu stemmen. Ge-
schäftsführer Dietmar Koschmieder 
sagte, es reiche nicht, wenn nur ei-
ner dieser Punkte umgesetzt wird. 
Nur im Konzert aller könnte das 
Wunder gelingen. Bald wird sich zei-
gen, ob es genug Unterstützende 
gibt, damit M&R ab Oktober wieder 
erscheinen kann.�
� HEIDI SCHIRRMACHER

Vorerst kein Ton mehr von »Melodie & Rhythmus« 
Leserinnen und Leser drängen Verlag zur Rettung des traditionsreichen Musikmagazins

Die Ernst-Litfaß-Schule ist als Be-
rufsbildungszentrum der Druck- 

und Medientechnik für die Region 
Berlin-Brandenburg bekannt. Sie hat 
eine für gute theoretische und prak-
tische Ausbildung hoch motivierte 
und engagierte Leitung und Lehrer-
schaft. Das OSZ umfasst eine Berufs-
fachschule, Fachoberschule, Berufs-
oberschule sowie das Berufliche Gym
nasium; dazu eine Fachschule für die 
berufsbegleitende Ausbildung zu 
staatlich geprüften Druck- und Me-

dientechnikern. Natürlich ist die ELSE, 
wie sie genannt wird, auch Berufs-
schule im Bereich dualer Ausbildung.

Probleme wachsen, den »Nach-
wuchs«, also die Auszubildenden in 
der Druck- und Medienindustrie ge-
werkschaftlich zu erreichen: Betriebe 
werden immer kleiner, es gibt kaum 

Betriebsräte, Gewerkschaftsmitglie-
der noch weniger. Auch der Satz 
»Lehrjahre sind keine Herrenjahre« 
ist nicht »retro«, sondern weit ver-
breitete Realität. 

Dank jahrelanger Präsenz unseres 
ver.di-Fachbereiches bei der Schul-
konferenz wurden wir bei krassen 

betrieblichen Problemen zu Rate ge-
zogen, um den Azubis zu helfen. Vor 
diesem Hintergrund hatten sich ei-
nige Kolleginnen und Kollegen von 
der Fachgruppe VDP und der Fach-
bereichsjugend zusammengetan, um 
ein Konzept zu entwickeln, Azubis 

regelmäßig zu erreichen und zu be-
raten. Das war umso mehr nötig, als 
schon seit Längerem statt wöchent-
licher Berufsschultage ein wochen-
weiser Blockunterricht erfolgt. 

Seit zwei Jahren bitten wir nun 
einmal monatlich die Azubis im OSZ 
zu unserer Sprechstunde »Frag 
nach!«. Diese hat sich herumgespro-
chen und wird genutzt. Sowohl das 
Lehrerkollegium als auch die Vertre-
terin des Verbandes Druck- und Me-
dienindustrie unterstützen uns bei 
unserem Vorhaben. Wenn es beson-
ders brennt, werden wir von den 
Lehrkräften auch außer der Reihe ge-
beten zu kommen, um Azubis zur 
Seite zu stehen. Das machen wir na-
türlich gern! (Siehe auch S. 16)

� CONSTANZE LINDEMANN

Frag nach!
Gewerkschaftliche Sprechstunde bei ELSE

Azubis erreichen und 

gut beraten

Termin ge-
checkt? Azubis 
beim OSZ »Ernst 
Litfaß« können 
die ver.di-
Sprechstunden 
nutzen
Foto: Chr. v. Polentz/	
transitfoto.de

Unterstützung wird 

dringend gebraucht
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Politischen Themen auch räumlich 
eine Heimat zu geben, dafür steht 
seit Jahrzehnten die ver.di-Medien-
Galerie an der Dudenstraße in Tem-
pelhof. Auch die Deutsche Journa-
listinnen- und Journalisten-Union 
(dju) Berlin-Brandenburg in ver.di 
unterstützt die gewerkschaftliche 
Einrichtung mit einer eigenen Aus-
stellung zum Thema »Unter Druck 
– Journalisten im Visier: Das Beispiel 
Türkei«. 
Joachim Legatis, langjähriges Mit-
glied des dju-Bundesvorstandes, so-
wie Beobachter von zahlreichen Pro-
zessen gegen Journalisten in der 
Türkei, und Öczan Mutlu, Berliner 
Grünen-Politiker mit türkischen Wur-
zeln, werden mit einer Auftaktver-
anstaltung am 15. März die Ausstel-
lung eröffnen. 

Welt-Korrespondent Deniz Yücel ist 
zwar nach 367 Tagen in türkischer 

Haft und vielen Protesten zum Glück 
wieder frei, doch am selben Tag Mitte 
Februar verurteilte ein Gericht in Istan-
bul fünf Medienschaffende und einen 
Dozenten zu lebenslangem Gefängnis, 

teilweise mit 23 Stunden täglich ver-
schärfter Einzelhaft. Sie sollen angeblich 
am Putsch 2016 gegen Erdogan betei-
ligt gewesen sein oder Kontakte zum in 
den USA lebenden muslimischen Geist-
lichen Fethullah Gülen unterhalten. Un-
ter den Verurteilten sind Ahmet Altan, 
der ehemalige Chefredakteur der Zei-

tung Taraf, sein Bruder, der Journalist 
und bekannte Wirtschaftsprofessor und 
Buchautor Mehmet Altan, sowie die 
Journalistin und Schriftstellerin Nazli Ili-
cak. Die anderen drei Angeklagten sind 
Yakup Simsek (früherer Marketingdirek-
tor der Zeitung »Zaman«), »Zaman«-
Grafiker Fevzi Yazici und Sükru Tugrul 
Özesengül (Dozent der Polizeiakademie). 
Die heute verbotene »Zaman« gehörte 
zur Gülen-Bewegung. Noch im Januar 
hatte das Verfassungsgericht die Freilas-
sung Mehmet Altans aus der U-Haft ver-
fügt, ein untergeordnetes Gericht wei-
gerte sich jedoch, das Urteil umzusetzen. 
Nach scharfer Kritik der Regierung revi-
dierte das Verfassungsgericht sein Urteil.

»Das sind nur sechs der traurigen Fäl-
le in der Türkei, die mit rechtsstaatlichen 
Verfahren nichts zu tun haben,« sagt 
dju-Landesvorsitzende Renate Gensch. 
»Die Pressefreiheit gehört zum höchsten 
Gut einer Demokratie. Deshalb dürfen 
wir hier in Deutschland nicht nachlas-
sen, die Schicksale der inhaftierten Jour-
nalistinnen und Journalisten – und da 
geht es uns nicht nur um die von deut-
schen Medien entsandten – zu doku-
mentieren und gegen die an den Haaren 
herbeigezogenen Vorwürfe zu protes-

Unter Druck –
Journalisten im Visier: Das Beispiel Türkei

Schicksale der inhaftierten 

dokumentieren

LINKE UND RECHTE SEITE:
Proteste vor der türkischen 

Botschaft gegen die  
Verletzung der Pressefrei-

heit im Mai 2017  
(oben li. und Mitte re.)

Deniz Yücel ist frei!  
Autokorso durch Berlin im 

Februar 2018 (oben)

Sammeln, sichten, 
einordnen – die Ausstellung 

in der Mediengalerie im 
Werden (Mitte li)

Eben noch Trump, aktuell 
Pressefreiheit – die Medien-

Galerie greift politische 
Themen auf (oben re.)

Fotos: Gabi Senft,  
Christian von Polentz/Transitfoto.de, 

privat
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tieren – Tag für Tag. Medienvertreter tun 
nur ihre Arbeit und machen von der Mei-
nungsfreiheit Gebrauch.«

Über 155 Journalisten und Medien-
schaffende sitzen derzeit in türkischen 
Gefängnissen. Auf der Webseite der Eu-
ropäischen Journalistenföderation (EJF) 
sind sie alle aufgeführt. Die Hafttage 
werden dort täglich dokumentiert – An-
fang März waren es insgesamt über 
120.000 Tage. http://europeanjourna-
lists.org/turkey-journalists-in-jail

Die aktuelle Ausstellung in der Me-
dienGalerie zeigt nun Bilder von In-

haftierten, eine beeindruckende Auflis-
tung der Namen aller eingesperrten 
Journalistinnen und Journalisten, teil-
weise mit einer Dokumentation ihrer 
Schicksale, dazu Aspekte aus den ver-
gangenen Jahrzehnten zur Pressefreiheit 
in der Türkei. Denn leider ist die Ein-
schränkung der Pressefreiheit und Ver-
folgung von Journalisten dort kein neu-
es Thema. 

Dokumentiert wird zudem die Gegen-
wehr mit Fotos und Plakaten von Pro-
testaktionen für die Pressefreiheit in der 
Türkei. Genauso jedoch sind Bilder von 
Übergriffen der Polizei auf Journalisten 
und Fotografen zu sehen. Einige stam-

men aus Deutschland. Denn auch in un-
serem Land ist etwa bei Großveranstal-
tungen unter erhöhtem Sicherheitsrisiko 
immer wieder festzustellen, dass Medi-
envertreter in ihrer Berichterstattung be-
hindert werden. 

Die Ausstellung in der Mediengalerie 
soll informieren und zu Diskussionen ani-
mieren. Gedankenaustausch bieten be-
sonders zwei Veranstaltungen am 19. Ap-
ril und am 3. Mai, dem Internationalen 
Tag der Pressefreiheit, ein. (Siehe S.15)

Die dju bedankt sich bei Amnesty International 
Deutschland, der EJF, der Zeit/Zeit Online und 
vielen Fotografen für ihre Unterstützung. 

Özcan Mutlu, geboren im türkischen Kelkit, 
aufgewachsen in Berlin-Kreuzberg, gehörte 

von 1999 bis 2013 dem Berliner Abgeordneten-
haus an, war von 2013 bis 2017 Mitglied des 
Bundestages. Der bündnisgrüne Politiker enga-
giert sich in der Solidaritätsbewegung für die 
politischen Gefangenen in der Türkei, reiste 
mehrfach als Prozessbeobachter dorthin, zuletzt 
zum Verfahren gegen den Menschenrechtsak-
tivisten Peter Steudtner nach Istanbul. Özcan 
Mutlu berichtet am 15. März bei der Eröffnung 
der Ausstellung »Journalisten im Visier der 
Mächtigen – das Beispiel Türkei« in der ver.di-
Mediengalerie über seine Erfahrungen. 

Lässt sich die Erdogan-Regierung von der inter-
nationalen Solidaritätsbewegung für die inhaf-
tierten Oppositionellen beeindrucken?

ÖZCAN MUTLU: Nach meinem Eindruck 
nicht. Sie lässt auch keinen Vertreter der Soli-
daritätsbewegung zu den Gefangenen vor. Ich 
wollte Deniz Yücel, Mesale Tolu und Peter 
Steudtner im Gefängnis besuchen, bemühte 
mich als Bundestagsabgeordneter mit Unter-
stützung des Auswärtigen Amtes bei der türki-
schen Regierung um eine Genehmigung. Die 
reagierte gar nicht.

Erreicht die Solidaritätsbewegung dann die Ge-
fangenen überhaupt?

MUTLU: Ja, zum Beispiel wenn wir in den 
Prozessen vor Ort dabei sind wie bei dem Ver-
fahren gegen Steudtner und die Mitangeklag-
ten. Da sehen diese: Man hat uns nicht verges-
sen.

Können sich oppositionelle Stimmen noch ar-
tikulieren?

MUTLU: Viele trauen sich nicht einmal mehr 
zu twittern. Aber andere äußern sich mit einem 
ungeheuren Mut. Vor kurzem hinterfragte ein 
Journalist in der Talkshow eines türkischen Sa-
telliten-TV-Senders, warum türkische Soldaten 
für das Spiel von Putin sterben müssen, deute-
te damit auch an, dass sich Erdogan für den 
Einmarsch in Syrien das OK von Russland geholt 
hat. Ich habe noch nicht erfahren können, was 
aus diesem Kollegen wurde, aber ein türkischer 
Freund sagte mir: Wenn du deine Angst über-
wunden hast, wird alles andere zur Nebensa-
che. Das Wissen um die internationale Unter-
stützung stärkt diese Menschen und macht ih-
nen Mut und gibt ihnen Kraft.

Braucht es solchen Mut nicht auch für Menschen 
mit türkischem Migrationshintergrund, die sich 

in Deutschland gegen Erdogan äußern?
MUTLU: Wer gegen Erdogan ist, muss damit 

rechnen, etwa über die Moscheegemeinden be-
spitzelt zu werden. Man muss wegen einer Pass-
Angelegenheit zur Botschaft, und die behält 
im Worst-Case den Pass ein. Oder: Man kann 
nicht mehr in die Türkei einreisen, bzw., wenn 
man dort zu Besuch war, wird man an der Aus-
reise gehindert. Am schlimmsten ist der Druck 
auf Verwandte. Der Kampf um die Freiheit in 
der Türkei ist keine Sache, die sich weit weg 
von hier abspielt. Es geht auch um das Leben 
bei uns und ist keine reine Außenpolitik mehr.

INTERVIEW: DETLEF FRITZ

»Wenn Du die Angst überwindest, wird alles andere zur Nebensache«
Die türkische Opposition und die internationale Solidarität

Notieren! 
Auftaktveranstaltung Pressefreiheit 
MedienGalerie: 15. März ab 18 Uhr

Weitere Veranstaltungen: 
19. April: VS- Lesung mit Aziz Tunc  
»Töte du mich« 

3. Mai: Podiumsdiskussion zum Tag 
der Internationalen Pressefreiheit: 
Wie können wir türkische 
Journalisten unterstützen?

Entspannt zurück in Berlin: Öczan Mutlu (li) und 
Menschenrechtsaktivist Peter Steudtner – Mutlu 
beobachtete den Prozess gegen ihn in Istanbul 

J o u r n a l i s t e n  i m  V i s i e r  d e r  M a c h t
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Der diesjährige Neujahrsempfang 
des VS Berlin in der Dorotheen-

städtischen Buchhandlung am 5. Fe-
bruar stand ganz im Zeichen der Eh-
rung von Horst Bosetzky alias -ky, 
der am 1. Februar seinen 80.Geburts
tag feierte. Auf Beschluss des Vor-
stands war -ky für seine vierzehnjäh-
rige Tätigkeit als VS-Vorsitzender zum 
Ehrenvorsitzenden des VS ernannt 
worden. Nun verliehen ihm Vorsit-
zende Astrid Vehstedt und Stellver-
treterin Lena Falkenhagen feierlich 
die Berufungsurkunde und hoben 
seine Verdienste um die Literatur, vor 
allem den Kriminalroman, und um 
den Verband hervor. Mit Erik Müller, 
Petra Gabriel und Cally Stronk dazu 
war der VS-Vorstand komplett ver-
treten. Klaus-Peter Rimpel, seiner-
seits Ehrenmitglied des VS Berlin, 
hatte das komplette Oevre des Eh-
rengastes eindrucksvoll präsentiert. 

Zulauf und Zuspruch durch die 
Mitglieder waren groß, dient doch 
ein solcher Anlass dazu, mit Kolle-
ginnen und Kollegen sowie Gästen 
aus Kultur und Politik ins Gespräch 
zu kommen, darunter unser neuer 
Bundesgeschäftsführer Valentin Dö-
ring, Sonja Longolius vom Literatur-
haus Berlin, Literaturagenten, Dani-
el Wesener, Landesvorsitzender von 
»Bündnis 90/Die Grünen«, Heiko 

Glawe, DGB Berlin, Susanne Stum-
penhusen, ver.di-Landesbezirksleite-
rin, und nicht zuletzt Fachbereichs-
leiter Andreas Köhn. 

Nachdenkliches über die aktuelle 
Lage urbi et orbi, darunter die Situ-
ation von Schriftstellerinnen und 
Journalisten in der Türkei, sowie die 
unverständliche beabsichtigte Über-
malung des Gedichtes »Avenidas« 
an der Alice-Salomon- Fachschule 

kamen ebenfalls zur Sprache. Petra 
Gabriel berichtete von ihrem deutsch-
kubanischen Buchprojekt und die 
Vorsitzende rief in Erinnerung, wel-
che (Literatur)Schätze im VS bereits 
gehoben wurden und weiter zu he-
ben sind. 

Gerade Veranstaltungen wie der 
jährliche Lesemarathon zeigen kom-
primiert die Bandbreite und Vielfalt 
von Literatur, vertreten durch unsere 
Mitglieder. 

Mit Rücksicht auf die Gesundheit 
des Ehrengastes wurden die offiziel-
len Redebeiträge kurz gehalten. Um-
so angeregter waren die Gespräche, 
so dass Klaus-Peter Rimpel schließlich 

mehrmals energisch, aber freundlich 
die Schlussglocke läuten musste. Er-
neut zeigte sich, dass im Zeitalter der 
schnellen Kommunikation und des 
Gedankenaustauschs über Social 
Media das persönliche Gespräch in 
netter Atmosphäre, begleitet von ei-
nem guten Glas Sekt, großzügig ge-
sponsert vom Weingut Klostermüh-
le Odernheim, fruchtbar und einfach 
schön ist. � -VEH

Lesenswert
Neuerscheinungen  
von VS-Mitgliedern

ESTHER ANDRADI, »MICROCÓSMI-
CAS MIKROKOSMEN« spanisch-
deutsch, aus dem argentinischen 
Spanisch von Raquel Sutter, Klak 
Verlag, ISBN 978-3-943787-88-9

RUTH FRUCHTMAN »Jerusalem-
tag« Roman, Klak Verlag, ISBN 978-
3-943767-40-7

GUDRUN JOKIEL »Pinselstriche auf 
Seide« Gedichte, Trafo Verlag Berlin, 
ISBN 978-86465-073-4

GUDRUN JOKIEL »Weg der Vögel« 
Gedichte, Trafo Verlag Berlin, ISBN 
978-86464-141-1

ERWIN JOHANNES BACH »Das 
Wunder von Leningrad«, Herausge-
geben und mit einem Nachsatz so-
wie Kommentaren versehen von Al-
jonna und Klaus Möckel, EDITION 
digital, ISBN 978-3-95655-853-5

B e r u f  &  G e s e l l s c h a f t

Fruchtbare und schöne Begegnungen
-ky beim VS-Neujahrsempfang zum Ehrenvorsitzenden ernannt 

Bewegender Moment: -ky alias Horst Bosetzky wird VS-Ehrenvorsitzender 
� Foto: Gabi Senft

Fachgruppe

L i t e r a t u r

Schlussglocke musste 

mehrmals läuten

Sitzender, bzw. hockender Protest zur Berlinale gegen die Arbeitsbedingungen bei CineStar. Dort ist es Beschäftigten in 
der Gastronomie und im Einlass verwehrt, sich während der Arbeitszeit hinzusetzen – auch wenn kein Gast zu sehen ist. 
Von Betriebsräten eingeforderte Stehhilfen und Anti-Ermüdungsmatten werden von der Geschäftsleitung abgelehnt, vor 
allem auch fürs CineStar-Original am Potsdamer Platz. Die Berlinale selbst beschäftigte eigene Leute, die sich hinsetzen 
durften. Im Vorfeld des Kinofestivals hatte ver.di Arbeitsbedingungen in Spielstätten überprüft. Vor allem CineStar halte 
danach Bestimmungen zum Gesundheitsschutz nicht ein und missachte die Mitbestimmung von Betriebsräten. So wurden 
50 Überlastungsanzeigen von Beschäftigten in Tegel ignoriert. »Wir fordern das Unternehmen auf, die Mitbestimmung zu 
achten und den Beschäftigten zu erlauben, sich während der Arbeit hinzusetzen. Wenn die Gäste im Kino sitzen und der Film 
läuft, muss kein Beschäftigter wie eine Palastwache vor dem Kino stehen«, sagte ver.di-Gewerkschaftssekretär Jörg Reichel.
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Stehen bleiben! 
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Als die Belegschaft 1985 vom 
Druckhaus Tempelhof selbst 

Konkurs anmeldete, um nicht Opfer 
des »Wirtschaftsschakals Dr. Micha-
el Kühne« zu werden, schrieb Egon 
Bannehr in der Druck&Papier: »Eine 
Belegschaft wehrt sich – eine Beleg-
schaft meldet sich ab«. Nun hat sich 
Egon selber abgemeldet. Er starb am 
20. Januar 2018 nach einem beweg-
ten Leben.

Im Herbst 1944 schickten die Na-
zis ihn mit 17 Jahren noch in den 
»Endkampf«. Nach seiner Flucht aus 
sowjetischer Gefangenschaft im Mai 
1945 brauchte er in dem zerstörten 
Deutschland zwei Monate, seinen 
Vater aus einem amerikanischen Ge-
fangenenlager in Baden-Württem-
berg herauszuholen und nach Berlin 
zurückzukehren. 

Von 1951 bis 1954 arbeitete Egon 
in Ostberlin als Tiefdruckmontierer 
in der »Täglichen Rundschau« und 
in der »Berliner Druckerei«. Er trat 
1953 in die SPD ein und wollte eine 
freie Gewerkschaft gründen. Als 
»Konterrevolutionär« für »nicht wür-
dig" befunden, in einem Volkseige-

nen Betrieb zu arbeiten, wechselte 
Egon im Juli 1954 nach Westberlin 
und fand Arbeit im Ullsteinhaus in 
Tempelhof. Die Ideen zu einer ge-
rechten Gesellschaft und Arbeitswelt 
ließen ihn auch im Westen nicht los. 
Hier wurde er als »Kommunist« ver-
dächtigt. Die Belegschaft aber mein-
te: »Egon muss in den Betriebsrat, 
um unsere Interessen zu vertreten«. 

Georgia fehlt 

Unsere Kollegin Georgia Anka Kers-
tin Weiland, die seit 1988 in der Ge-
werkschaft tätig war, ist im Januar 
viel zu früh von uns gegangen. Für 
Mitglieder im Kino- und Filmbereich, 
im Journalismus und an den Thea-
tern gehörte sie zum gewerkschaft-
lichen Inventar. Hilfsbereit, mit eige-
nem Charme und rauer Schale war 
sie eine ständige Ansprechpartnerin. 
Georgia war vielseitig interessiert. 
Durch ihre frühere Tätigkeit bei Dr. 
Udo Krause im DDR-Rundfunk, der 
die Reportagereihe »Nicht nur eine 
Akte« verantwortete, und durch ihre 
Arbeit in der Rechtsabteilung der 
Gewerkschaft Kunst der DDR war sie 
an juristischen und sozialen Fragen 
interessiert. Zudem hatte sie eine 
Begabung für ausgefallene journa-
listische Texte, die sie gern mit Wort-
spielen spickte. Sie hatte Hobbys wie 
modernes Kochen oder Arbeiten mit 
Holz. Durch ihre familiäre Situation 
– sie pflegte viele Jahre ihre kranke 
Mutter -– war Georgia aktiv in der 
Seniorenarbeit. Sie selbst wurde nur 
60 Jahre alt. Wir vermissen sie sehr.

Vorstand und Beschäftigte  
FB 8, ver.di Berlin-Brandenburg

Miteinander, das ist der Kern
Ina Finger, Musikschulleiterin Friedrichshain-Kreuzberg zum Cellojahr

Ina Finger: Endlich Augenhöhe für 
Musikschulen� Foto: Gabi Senft

Egon Bannehr: Er tat, was er sagte
� Foto: Privat

Egon Bannehr meldet sich ab
Wer ihn kannte und erlebte, behält ihn im Herzen

Das gemeinsam mit dem Landes-
musikrat und dem Senat für Ber-
lin ausgerufene Cellojahr verbin-
det bundesweit – beflügelt es 
auch die Musikschulen?

INA FINGER: Als Cellistin habe ich 
mich natürlich stark gemacht fürs 
Cellojahr. Das ist ein Instrument, das 
über Jahrhunderte hinweg eine gran-
diose Entwicklung genommen hat. 
Zu Recht ist es jetzt das Instrument 
des Jahres 2018. Als Musikschullei-
terin freut mich, welchen Einfluss 
dieses Cellojahr auf uns hat. Denn 
in den Musikschulen – so auch bei 
uns – haben sich Cello-Ensembles 
gebildet, die proben und sich auf 
Auftritte vorbereiten. Das ist schon 
etwas Besonderes, weil der (musik)
schulische Alltag kaum Raum lässt, 
im Ensemble zu spielen. Jetzt rückt 

dieses Ensemblespiel über das Cello 
in den Fokus. Für mich ist es das, was 
eine Musikschule ausmacht. Wir 
wollen Kinder anleiten, miteinander 
zu musizieren. Das wollen wir, das 
ist der Kern.

Allerdings sind die Bedingungen 
dafür – Sprachrohr berichtete 
mehrfach – an den Musikschulen 
nicht die besten.

INA FINGER: Uns fehlen generell 
Räume und Menschen. Auch wenn 
wir selbst mit zwei eigenen Häusern 
noch privilegiert sind, wurden die 
Liegenschaften für die Musikschulen 
jedoch über Jahrzehnte herunterge-
fahren. Einige haben gar keine für 
den musikalischen Unterricht, ge-
schweige denn fürs Ensemblespiel 
geeigneten Räume mit entsprechen-
der Akustik mehr. Nach dem Zufalls
prinzip sind zudem Stellen wegge-
fallen oder wurden nicht neu be-
setzt. Festanstellungen, die einen 
kontinuierlichen Musikschulbetrieb 
ermöglichen, gibt es viel zu wenige. 

Und Honorarkräfte sind trotz bester 
Qualifikation schlecht bezahlt und 
mit unnötiger Bürokratie belastet.

Das soll sich jetzt ändern. Die Mu-
sikschullehrkräfte und viele Ver-

bündete – so auch ver.di – mach-
ten mit fantasievollen Aktionen 
seit langem auf sich aufmerksam. 
Sie haben die Bereitschaft des Se-
nats zu Tarifgesprächen erkämpft 
und die Zusage für 20 Prozent 
Festanstellungen in den nächsten 
Jahren. Zudem gibt es aus dem 
Haushaltsplan mehr Zuwendun-
gen für die Musikschulen.

INA FINGER: All das stellt für uns 
einen Quantensprung dar. Auch 
wenn es eine Weile dauern wird, bis 
der jahrelange Abbau aufgeholt ist. 
Doch die jetzige Zuordnung der Mu-
sikschulen zum Kulturbereich des Se-
nats inklusive neuer Zielsetzung ist 
hilfreich. Musikschule ist nicht ir-
gendeine kleine, zu unterschätzende 
Partnerin, sondern integraler Be-
standteil des Bildungssystems. Da 
brauchen wir Augenhöhe. Ohne Mu-
sikschulausbildung kann man Musik 
oder benachbarte musische Fächer 
nicht studieren. Wir wollen auch mit 
den Schulen über gemeinsame Lö-
sungen für den Musikunterricht in-
tensiver ins Gespräch kommen. Wir 
bauen auf offene Ohren und sind bei 
dem, was jetzt angeschoben ist, op-
timistisch. 

INTERVIEW: BETTINA ERDMANN

Ein Schulungsmarathon führte ihn 
bis zum Abschluss an der Sozialaka-
demie Dortmund. Egon blieb im Ber-
liner Betrieb. Auf Betriebsversamm-
lungen erklärte er der Geschäftslei-
tung ihre Verantwortung für die Be-
schäftigten, die Bedeutung sozialer 
Gerechtigkeit und den Wert der Ar-
beit. Die fleißige Belegschaft werde 
die Entwicklung von Demokratie und 
Mitbestimmung am Arbeitsplatz 
kontinuierlich einfordern. Die wie 
Schulbuben dem ungeliebten Lehrer 
zuhörenden Herren wussten: Dieser 
Betriebsrat tut, was er sagt. 

Einem solchen Menschen braucht 
man kein Denkmal zu setzen. Jeder, 
der ihn erlebte oder seine Artikel ver
standen hatte, wird ihn im Herzen 
behalten. Und das gemeinsame Buch 
»Die Eule läßt Federn«, die Ullstein-
geschichte von unten, kann auch von 
nächsten Generationen gelesen und 
beherzigt werden. Im Namen aller, 
die ihn kannten, sage ich: »Tschüß 
Egon und Danke für alles«. 

� BERND-INGO DROSTEL
letzter BR-Vorsitzender im 

Druckhaus Tempelhof /Ullsteinhaus

Fachgruppe

M u s i k
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Es gibt einen neuen ver.di-Entgelt-
tarifvertrag für die etwa 120 

nichtkünstlerisch Beschäftigten der 
Berliner Schaubühne. Etwa 50 An-
gestellte kommen erstmals seit The-
atergründung vor 55 Jahren über-
haupt in den Genuss von Tarifgehäl-
tern. Für knapp 80 ehemals Gewerb-
liche endete eine elfjährige tariflose 
Zeit. Gerechtigkeit und Zuordnung 
zu Lohngruppen sind nun gesichert.

»Es gab bisher eine heillose Frag-
mentierung und eine Vielzahl indivi-
dueller Arbeitsverträge. Hart gespro-
chen: Es war alles vorhanden, was 
die Spaltung der Belegschaft beför-
dern konnte. Damit ist jetzt Schluss«, 
sagt Tobias Klette, Betriebsratsvor-
sitzender und Tarifkommissionsmit-
glied. Das wird am Lehniner Platz als 

Erfolg anerkannt. Steigende Gehälter 
natürlich auch. Erst in den Verhand-
lungen habe sich beziffern lassen, 
wie weit Entlohnungen hinter denen 
vergleichbarer Berliner Häuser her-
hinkten – bis zu 30 Prozent. Einige 
Beschäftigte der technischen Gewer-
ke erhalten an der Schaubühne jetzt 
fast 600 Euro mehr. Solch »enorme 
Sprünge« sind nicht die Regel, doch 

fast alle profitieren vom Tarifvertrag. 
Die neue Entgelttabelle wurde an 
den öffentlichen Dienst angelehnt. 
Bis Ende Juli zahlt man nun 87 Pro-
zent des Tarifvertrages der Länder, 
ab August 90. Vereinbart wurde eine 
maximale Wochenarbeitszeit von 39 
Stunden. Auch da gab es Wild-
wuchs. Bis zu 46 Stunden waren in 
Einzelfällen zu leisten, von neu Ein-

gestellten 41. »Das brachte Unmut 
und war für die Arbeitszeitplanung 
Gift. Nun ist eine klare Grenze gezo-
gen«, berichtet Klette.

All das war überfällig. Eine Tarifkom
mission wurde bereits im April 2016 
gegründet. Den Schub gab das Ver-
sprechen vom Kultursenat, Anglei-
chungen an die Entgelte des öffent-
lichen Dienstes mit zusätzlichen Haus

haltsmitteln auszugleichen. »Doch 
genaugenommen hat unser Arbeit-
geber nur das Geld des Landes Berlin 
verteilt«, sagen die ver.di-Verhandler. 
Dass die Geschäftsführung ange-
sichts wirtschaftlich blendender Si-
tuation nicht Mittel aus dem eigenen 
Topf dazugegeben hat, sei »nicht 
nachvollziehbar und wird als man-
gelnde Wertschätzung empfunden«. 
So gehörten Beschäftigte aus Ver-
waltung und Ton/Video höher ein-
gestuft, die trotz Tarif nicht mehr auf 
dem Konto haben. Überhaupt sehen 
die Aktiven den Abschluss nur als 
ersten Schritt. Ein Mantel-Tarifvertrag 
müsse folgen, im zweiten Quartal 
2018 sollen dazu Verhandlungen be-
ginnen. »Da kommt noch einiges auf 
uns zu«, meint Klette. Und es sei gut, 
wenn noch mehr Beschäftigte ver.di 
den Rücken stärken und Mitglied 
werden. Jedenfalls sei die Motivati-
on, etwas für sich selbst zu fordern, 
in der Belegschaft gewachsen. 

Ein generelles Problem sehen die 
sieben TK-Mitglieder: Von Nachteil 
sei, dass sie für Tarifverhandlungen 
mühsam eigene Berechnungen zur 
wirtschaftlichen Situation anstellen 
müssen. An Theatern als Tendenz-
betriebe gibt es keine Wirtschafts-
ausschüsse, die Zahlen einfordern 
könnten: »Doch da es überwiegend 
um öffentliche Gelder geht, ist das 
nicht gerechtfertigt. Auch hier wäre 
Transparenz zeitgemäß.« � NEH

Kein Schlusslicht mehr
Nach über einem Jahrzehnt gilt an der  

Schaubühne wieder ein Tarifvertrag

lediglich 22 Prozent bestätigen, dass 
für Interessierte ein Zugang möglich 
sei. Laut Henninger eine »äußerst 
unbefriedigende Situation«. 

Von großem Bemühen, aber be-
schränkten Mitteln berichtete auch 
Bärbel Reißmann – in der Stiftung 
Stadtmuseum Berlin für Theater zu-
ständig. Da das Museum zwar Berlin-
Geschichte darzustellen habe, aber 

kaum aktiv sammele, sei man darauf 
angewiesen, »was die Berlinerinnen 
und Berliner uns bringen«. So verfü-
ge man etwa über 170.000 Pro-
grammzettel und 30.000 Plakate, 
auch über Künstlernachlässe, außer-
dem Gerettetes von Theaterschließun
gen. Seit 1995 gestaltete das Muse-

danten, Personen, von Zeit, Mitteln 
und Räumen. Auch das Selbstver-
ständnis modernen Theaters könne 
hinderlich sein, sofern man meine, 
sich »um die Welt kümmern zu müs-
sen, nicht aber um sich selbst«. The-
aterwissenschaftler Prof. Jan Lazard-
zig diagnostizierte gar eine prekäre 
Situation, da in einer der weltweit 
wichtigsten Theatermetropolen bis-
lang »keine Strategie der Überliefe-
rung des theaterkulturellen Erbes« 
existiere. Eine Datenbasis lieferte 
Christine Henninger vom Internati-
onalen Theaterinstitut Deutschland. 
Danach gibt es in der Hauptstadt10 
Staatstheater, 18 Archive, 41 Spiel-
stätten mit eigenem und 31 ohne 
eigenes Ensemble sowie acht Hoch-
schulen/Unis – wo theaterspezifi-
sches Archivmaterial vorhanden sein 
dürfte. Nur bei der Hälfte würde das 
auch betreut; ein Drittel erklärte, dass 
die Materialien gar nicht erfasst seien, 

um immerhin vier große Theater-
Ausstellungen. Inzwischen präsen-
tiere man Material auch online. Und 
hoffe künftig im Humboldtforum auf 
Ausstellungsmöglichkeiten. 

Wie also weiter? Ein Archivgesetz 
verpflichte Landeseinrichtungen, 
Materialien abzugeben, stellte Re-
gina Rousavy vom Landesarchiv klar. 
Braucht es andere Strukturen, gar 
ein Theatermuseum? Welche »Tricks« 
machen das Thema für die Bevölke-
rung interessant? Wie kommt man 
an Geld? Kleine Stromschnellen zu 
schaffen, um sich nicht im »Meer« 
von Aufgaben zu verlieren, wurde 
als realistisches Ziel gesehen. Lang-
fristige Strategien aber gibt es nicht 
ohne Landespolitik. 

Tipp: Die nun zu Ende gehende 
fast 100-jährige Geschichte der Ko-
mödie am Kurfürstendamm wird mit 
einer Ausstellung des Stadtmuseums 
Berlin gewürdigt. Fotos, Figurinen 
und Bühnenbildentwürfe sind noch 
bis 27. Mai in der Komödie zu be-
sichtigen. � HELMA NEHRLICH

www.theaterarchive.de

Berliner Bühnen, Orchester oder 
Tanzcompagnien bieten jährlich 

über 9.000 Vorstellungen; darunter 
2016 mehr als 400 Neuproduktio-
nen. Aber was bleibt? Was wird mit 
Video-Mitschnitten, Bühnenbildern, 
Kostümen, Requisiten, Werbeflyern? 
Das fragen sich auch Fachleute, die 
vor sechs Jahren einen Runden Tisch 
der Berliner Theaterarchive gründe-
ten. Bei einem Workshop im Deut-
schen Theater Ende Januar wollte 
dieser Verbund auch mit der Politik 
debattieren. Das ging schief, denn 
Kulturstaatssekretär Wöhlert ließ sich 
entschuldigen. Fragen nach kultur-
politischer Strategie und (zusätzli-
chen) finanziellen Mitteln blieben of-
fen. Doch die Gelegenheit zur Ver-
ständigung wurde genutzt.

Einig waren sich die Teilnehmen-
den, dass auch flüchtige Kunst auf 
Bühnen lohnt, nicht nur in den Köp-
fen »aufgehoben« zu werden. Doch 
wie »Arbeit am Erinnern« geschieht, 
machte DT-Intendant Ulrich Khuon 
klar, hänge von vielen Faktoren ab. 
Von Traditionsbewusstsein, Inten-

Seht her! Aktionsplakat am Theater� Foto: Privat

Was bleibt erhalten? 
Ohne Strategie für die Theaterarchive verschwindet alles 

Fachgruppe 
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richtungen als Element erfolgreichen 
Kampfes. Und schreibt 1924: »Die 
Gewerkschaften ersehnen längst 
den Zeitpunkt, …mehr als bisher für 
die Heranbildung und Schulung von 
Führern zu tun«. Resultat ist die Ent-
scheidung für eine zentrale Gewerk-
schaftsschule, den Bau in Bernau. 
An der Realisierung nimmt Leipart 
regen Anteil. Diese Zusammenarbeit 
fordert vom Architekten Meyer auch 
das Akzeptieren gewerkschaftlicher 
Forderungen wie die Organisations-
zugehörigkeit am Bau Beschäftigter 
oder deren Streikrecht.

In die Chronik gehört, dass die 
Schule, von der sowjetischen Besat-
zungsmacht an den FDGB überge-
ben, 1948 als dessen Bundesschule 
»Theodor Leipart« eröffnet wird. Nach 
dem 3. FDGB-Kongress 1950 wird 
sie zur »Hochschule der Gewerkschaf
ten« und nach Fritz Heckert benannt. 
Interessant ist in diesem Zusammen-
hang auch die von baudenkmal bun-
desschule bernau e. V. u.a. mit der 
Rosa-Luxemburg-Stiftung herausge-
gebene DVD zur 43 Jahre währen-
den Nutzung durch den FDGB. Zeit-
zeugen erzählen, wie hier gelehrt, 
gelebt und gefeiert wurde.

Im letzten Sprachrohr berichteten wir 
über das UNESCO Welterbe Bauhaus

denkmal und Bundesschule Bernau. 
Wer sich im Nachschlag noch einmal 
mit dessen Geschichte, mit der Ge-
dankenwelt seiner Schöpfer beschäf-
tigen möchte, sei auf Publikationen 
des Vereins baudenkmal bundes-
schule bernau e. V. verwiesen. Diese 
»Beiträge zur Bau- und Nutzungsge-
schichte« sind in der Historischen Bi-
bliothek des Karl-Richter-Vereins vor-
handen. Hier liegen Texte der Ehrung 
von Architekt Hannes Meyer zu sei-
nem 100. Geburtstag 1989 in der 
Bauhaus-Geburtsstadt Weimar vor, 
ein Heft form+zweck zu »50 Jahre 
Bauhaus Dessau« und zu »60. Jah-
restag der Eröffnung der ADGB Bun-
desschule in Bernau. 4. Mai 1990«.

Von den Architekten ist Hans Witt
wer der weniger bekannte. Er blieb 
nicht lange am Bauhaus: »Verärgert 
über das anmaßende Verhalten Han-
nes Meyers im Zusammenhang mit 
dem gemeinsam erarbeiten Wettbe-

reichten, gemeinsam mit Hans Witt-
wer bearbeiteten Projekts fiel. Die 
Konzeptionen Meyers waren in sei-
ner praktischen Arbeit als Architekt 
gereift, in der die Gedanken der Bo-
denreform-, der Gartenstadt- und 
der Lebensreformbewegung aufge-
nommen wurden – mit Verbindung 
zur Genossenschafts- und Gewerk-
schaftsbewegung.

Am Beispiel des Gewerkschafts-
hauses wird auf die kulturelle Funk-
tion gewerkschaftlichen Wirkens 
hingewiesen. Bereits 1913 wird im 
Erinnerungsblatt des in Berlin einge-
weihten Verbandshauses der Holz-
arbeiter dessen »hohe Kulturaufga-
be« benannt. Theodor Leipart, seit 
1921 Vorsitzender des ADGB, be-
schäftigt sich mit den Bildungsein-

werbsentwurf für die Gewerkschafts
schule in Bernau hielt Wittwer schon 
ab Oktober 1928 nach einem neuen 
Betätigungsfeld Ausschau.«

Im 1926 eingeweihten Bauhaus-
gebäude in Dessau standen Hannes 
Meyer Möglichkeiten zur Verfügung, 
den Lehrplan des Bauhauses zu ver-
ändern, woran, die »Baulehre« be-
treffend, Hans Wittwer und Ludwig 
Hilbersheimer beteiligt waren. Mey-

er – von Gropius ans Bauhaus beru-
fen – folgt seinen Auffassungen und 
»konkretisiert einen konsequenten, 
sozial orientierten Funktionalismus 
in der Architektur«. 

Es ist kein Zufall, dass bei der Wahl 
des vom ADGB-Vorstand geplanten 
Schulbaus die Entscheidung zuguns-
ten des von Hannes Meyer einge-

Geschichtlicher Nachschlag
Schätze aus der Karl-Richter-Bibliothek: Hintergründiges und Seltenes

schildert seinen Tagesablauf, die Tä-
tigkeiten der Lehrlinge, Freizeitinte-
ressen, so die Teilnahme am Verein 
der »Typographen«. 

Mit der Freisprechung beginnen 
für Püschmann »die ersten Tage mei-
nes Gehilfentums« mit »Conditions-
losigkeit«, das heißt Wanderschaft, 
um anderswo eine Anstellung zu fin-
den. Deren Bedingungen, Unterstüt-
zungen, Polizeischikanen u. a. wer-
den beschrieben. »Condition« be-

kommt er während seiner siebenjäh-
rigen Wanderzeit in Rostock, Ham-
burg, Dresden, in der Schweiz… Am 
Ende steht die Einsicht, in diesem 
Beruf zur Ehelosigkeit verdammt zu 
sein, da er niemals eine Familie wer-
de ernähren können. Sein Ausweg 
wurde die Möglichkeit, als Erwach-
sener noch eine Lehrerausbildung 
absolvieren zu können.

Das Tagebuch ist auch hinsichtlich 
der Reflektion der revolutionären Er-

wegte Zeit. Püschmann wurde 1829 
in einer Lehrerfamilie in Mitteldorf 
bei Stollberg im Erzgebirge geboren. 
Schon früh zeigte er Interesse an der 
Tätigkeit seines Vaters. Berufswunsch 
war, Pfarrer zu werden – Mittellosig-
keit ließ eine solche Ausbildung nicht 
zu. Nicht ganz 14-jährig nahm er ei-
ne Setzerlehre im Grimmaer Verlags-
comptoir auf. Der Prinzipal, Hofrat 
Philippi, warb mit Zeitungsinseraten 
Lehrersöhne für seine Druckerei. Mit 
ihrem Bildungsstand brachten sie gu-
te Voraussetzungen mit. Püschmann 
war nicht der einzige neue Lehrling 
– Zeugnis der »Lehrlingszüchterei«, 
die dem Unternehmer die Entloh-
nung ausgebildeter Gehilfen erspar-
te. In den Erinnerungen Püschmanns 
wird die Ausbildungsstätte »Pech-
dorf« benannt.

Seine Tagebuchnotizen setzen mit 
dem 1. Januar 1848 kurz vor Ende sei
ner fünfjährigen Lehrzeit ein. Haupt
sächliche Arbeit ist das Setzen der 
wöchentlich erscheinenden »Säch-
sischen Kirchenzeitung«, ihm bereits 
verantwortlich übertragen. Je einen 
Probedruck muss er zum Versand an 
die Zensurbehörde befördern. Er 

eignisse von Interesse. In Grimma 
weiß man vom Einfordern der »Preß-
freiheit« im nahen Leipzig, von den 
Forderungen der Buchdrucker im 
März 1848 nach höherem Lohn und 
kürzerer Arbeitszeit. Püschmann ver-
folgt das Geschehen um die Deut-
sche Nationalversammlung in Frank-
furt, die parlamentarische Bewegung 
in Preußen und in Sachsen. Er nimmt 
Anteil an den Organisationsbestre-
bungen der Buchdrucker, besucht 
Buchdruckerversammlungen und 
Streikversammlungen, wird Mitglied 
im Gutenbergbund. Ihn enttäuscht 
die Ergebnislosigkeit der revolutionä
ren Erhebung, die Restauration der 
alten Verhältnisse: »Und der deut-
sche Michel zieht seine schweißtrie-
fende Schlafmütze wieder über den 
Kopf, denn er will nicht sehen; aber 
nur bis über die Nase, denn er hat 
noch den Muth, das Maul aufzusper-
ren…« Diesem Pessimismus fällt er 
selbst anheim, verharrt in Gottver-
trauen: » … dieser Eine … wird es ans 
Licht bringen und nach seiner Weis-
heit und Allmacht Alles herrlich hin-
ausführen.« Dennoch vermitteln das 
Tagebuch wie auch die ergänzenden 
Erinnerungen der Tochter das Bild ei-
ner Achtung verdienenden Persön-
lichkeit.� TEXTE:  
� WOLFGANG BLUMENTHAL

Im Göschenhaus in Grimma wurde 
das Tagebuch des einstigen Setzer-

lehrlings Friedrich Anton Püschmann 
aufgefunden. Dieses bereichert die 
Historische Bibliothek des Karl-Rich-
ter-Vereins, vermittelt es doch ein Bild 
von den Arbeits- und Lebensbedin-
gungen um 1850 – eine politisch be-

Condition in bewegten Zeiten
Tagebuch eines Setzerlehrlings um 1850

Fachgruppe 
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Hohe Kulturaufgabe für 

Gewerkschaftshäuser

Revolutionäre 

Ergebnisse reflektiert

Das Tagebuch des Buchdruckerlehr-
lings Friedrich Anton Püschmann 
während der Revolution 1848/49 
und der Restaurationsperiode von 
1850 bis 1856 Band I – III. Herausge-
geben von Matthias John. trafo Wis-
senschaftsverlag Berlin 2015�
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und diskutieren.« Ein informierendes 
Faltblatt ist gedruckt, es liegt u.a. in 
Fachgeschäften aus. Das Tabakskol-
legium setzt den bewussten Genuss 
obenan, wendet sich – auch übers 
Netzwerk Rauchen – gegen Verteu-
felung des Rauchens. »Pfeife fordert 
genießerisches Einlassen auf die Si-
tuation, darum geht es uns.«

Das macht das Tabakskollegium 
gern auch im größeren Kreis – enger 
Kontakt besteht zum Pfeifenklub in 
Wriezen. Vier Pfeifenklubs treffen 
sich jährlich und ermitteln den Ost-
deutschen Meister im Langsamrau-
chen. Die Trophäe dafür errang Dirk 
von Kügelgen einmal 2014. Drei 
Gramm Tabak rauchte er in 1:04:52 h, 
wobei die gesamte Zeit Rauch aus 
dem Mund strömen muss (zum Ver-
gleich: Die Weltmeisterin dehnt das 
auf über zwei Stunden). »Es ist ein 
Jux«, sagt von Kügelgen. 

Nicht als Jux, aber als ein zutiefst 
freudespendendes Ereignis betrach-
ten die Mitglieder des Tabakskolle-
giums ihr Engagement für das große, 
von Frank Zander initiierte vorweih-
nachtliche Gänseessen für Berliner 
Obdachlose. Seit 2002 sind sie dabei 
– inzwischen mit eigenem Stand – 
sammeln zuvor über Monate hinweg 
gespendete Pfeifen, Tabak, Rauchu-
tensilien, holen Großspenden an 
Rauchwaren ab. Sie machen sich Ge-
danken über die Verteilung, packen 
stundenlang Tütchen und platzieren 
sie auf den Tischen. Manche der 
Gäste kennen sie schon ein Jahr-
zehnt, man umarmt sich. »Wir wis-
sen, dass diese paar Stunden ihre Si-
tuation nicht grundsätzlich ändern. 
Aber wir sorgen mit dafür, dass sie 
an diesem Tag die Wertschätzung er-
fahren, die sie so oft in ihrem schwie-
rigen Alltag auf der Straße vermissen 
müssen«, sagt von Kügelgen. »Eine 
schöne Verpflichtung für unser Ta-
bakskollegium.«

BETTINA ERDMANN

Kommunikation ist Dirk von Kügel
gen ein Leben lang ein Bedürfnis. 
Reden und rauchen – das war eine 
Intention, 2002 dem Berliner Tabaks-

kollegium beizutreten. Das Tabaks-
kollegium am preußischen Hof galt 
als ein Ort, an dem Standesschran
ken fielen und freier Meinungsaus-
tausch gepflegt wurde. Diese Tradi-
tionslinie sieht von Kügelgen in dem 
Sinne gewahrt, »dass wir genussvoll 
rauchen und über Gott und die Welt 
reden«. Alles, was die Gesellschaft 
bewegt, ist auch Thema bei den wö-
chentlichen Treffen in einer Stamm-
kneipe: Aktuelle Streitpunkte wie 
Koalitionsbildung oder Flüchtlings-
politik werden diskutiert, die Musik- 
und Theaterszene wird beleuchtet, 
über Pfeifensorten, Tabak und die 
besten Fachgeschäfte geredet und 
über Lebensmittelgenuss und Bevor-
mundung. 

Etwa ein Dutzend Mitglieder hat 
das Tabakskollegium, das ohne Sat-
zung und Beiträge fungiert, eine Mu-
sikwissenschaftlerin ist dabei, ein Ju-
rist, ein Techniker, ein Kulturmana-
ger, ein Bundeswehrangehöriger… 
»Wir wünschen uns Nachwuchs«, 
sagt von Kügelgen, »Jüngere, die 
gern in Gemeinschaft Pfeife rauchen 

ver.di-Bundesverwaltung, der für sich 
ein Raucherbüro reklamierte. »Ich 
war allein im Raum, hatte keinen Pu-
blikumsverkehr, störte praktisch nie-
manden.« Bewegt hat er viel in sei-
nem Arbeitsleben, zuerst in der DDR 
beim Kulturbund und dem Schrift-
stellerverband, obwohl er – studier-
ter Mathematiker – selbst nicht schrift
stellerisch tätig war. Später war er 
bei der IG Medien, dort fünf Jahre 
fürs Bildungshaus Lage-Hörste ver-
antwortlich, bei ver.di dann für die 
Bundesfachgruppe Musik zuständig, 
unterstützte aber auch die anderen 
Fachgruppen im Bereich Kunst und 
Kultur. Bis heute pflegt er ihre Inter-
netseiten und die des Fachbereichs 
Medien, Kunst und Industrie. Seit sei-
ner Pensionierung 2013 engagiert er 
sich zudem fürs Berliner Buchstaben-
museum, das eine neue Heimstatt 
sucht. 

In anderen Küchen hängen Gewürz-
borde. Bei Dirk von Kügelgen sind 

es Regale voller Pfeifen. 160 hat der 
leidenschaftliche Pfeifenraucher sorg
fältig in seiner kleinen Küche geord-
net, etwa sechs bis acht davon raucht 
er den Tag über. Die ganze Wohnung 
durchzieht Tabakgeruch, seine Frau 
– konsequente Nichtraucherin – hat 
vorsorglich die Wohnung unter ihm 
gemietet. »Was unserer Beziehung 
nicht schadet, im Gegenteil«, lächelt 
der 70-Jährige – und zieht an seiner 
Pfeife. Er zeigt und nimmt die eine 
oder andere Pfeife vom Bord: Die äl-
teste zählt 70 Jahre. Die meisten sei-
ner Pfeifen sind aus Bryère, dem 
Wurzelholz der Baumheide. Seine 
schönste – schwarz gebeizt und mit 
450 Euro teuerste – ist vom däni-
schen Pfeifenmacher Balleby. Er er-
klärt weiter: Dänische Bang-Pfeifen 
sind außergewöhnlich geformt. 
Deutschlands »Pfeifenmacher des 
Jahres 2007« Nils Thomsen zeichnet 
sich durch eine ausgeprägte eigene 
Handschrift aus. Pfeifen können ex-
akt von Hand gearbeitet sein und 
rustiziert oder industriell gefertigt, 
sandgestrahlt, mit Maserung; zu gu-
ten Serienfabrikaten zählen z.B. Dun-
hill oder Savinelli. Welche auch im-
mer in den Regalen stehen: Alle wer-
den gepflegt, Mundstücke immer 
wieder gesäubert – von Kügelgen 
begeistert sich für Details, die den 
Kenner ausweisen. »Werden Pfeifen 
gut geraucht, halten sie ewig.«

Seine Leidenschaft, das genussvolle, 
mit Ritualen begleitete Pfeiferauchen 
– »keinesfalls auf Lunge!« – das 
Sammeln von Pfeifen begleitet von 
Kügelgen von Jugend an. Und, so 
gibt der einstige Gewerkschaftsse-
kretär zu: Er war der einzige in der 

Rauchzeichen
Dirk von Kügelgen ist passionierter Pfeifenraucher 

und Mitglied des Berliner Tabakskollegiums

Genussvoll rauchen und disputieren: Dirk von Kügelgen (Mitte) beim wöchentlichen Treffen des Tabakskollegiums Foto: Gabi Senft 

Vom Tabakskollegium gesammelt: 
Pfeifen und Rauchwaren für Obdach-
lose zum Gänseeessen� Fotos: privat 

Über Gott und  

die Welt reden
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	 S e l b st st ä n d i g e

Sitzungen: Landeskommission 
Selbstständige (LKS) 22.3., 31.5., 26.6. 
(Wahl). Jeweils ab 18 Uhr, ab 19.30 
Uhr offen für alle. Aktivgruppentreffen 
11.4. »Rentenversicherungspflicht«, 
14.6. Workshop »Haftungsrisiko«. 
Ort: ver.di-Landesbezirk.

Weitere Seminare: 4.9. Selbstver-
marktung, 16.10. Existenzgründung 
Journalisten, Medienberufler und 
Künstler. Ort jeweils: ver.di-Landes-
bezirk, mind. 6, höchst. 20 Teilneh-
mer, Mitglieder 30, Nichtmitglieder 
60 Euro. Anmeldung: ver.di Berlin-
Brandenburg, FB 8 Köpenicker Str. 
30, 10179 Berlin, Tel.: 030/88 66 – 
4106, E-mail: andreas.koehn@verdi.de

Seminare Frauen- und Gleichstel-
lungsthemen 2018, unter www.frauen.
verdi.de

	 A kt i ve  E r w e r b s lo s e

Erwerbslose von ver.di Berlin tref-
fen sich jeden 2. und 4. Donnerstag, 
17.30 Uhr, ver.di-Landesbezirk, 
Köpenicker Str. 30. Kontakt: Ulla.
Pingel@gmx.de, Tel. 0174/5 61 65 
79; Heike Wagner: wagner.hei-
ke61@web.de

	 L a n d e s b e z i r k 

Nicht vergessen: Wahlen!
10.4. FG Industrie, 17.4. Filmunion
18.4. FG Bildende Kunst, 27.4. FG 
Musik, 5.5. dju, 9.5. VS Berlin 

Landesmigrationsausschuss jeden 
letzten Dienstag im Monat, 17 Uhr 
im ver.di Landesbezirk, bb.verdi.de/
gruppen/migrantinnen-und-migran-
ten

	 S e n i o r e n

Mitgliederversammlungen 19.3. 
Entwicklung von connexx.av, ver.di-
Netzwerk für Medienschaffende. 
4.6. Antisemitismus. Vorstandssit-
zungen: 14. 5., 16. 7.

ADN Senioren jeden letzten Mon-
tag im Monat, VS-Club Koppenstr. 
62, 10243 Berlin, ab 15 Uhr.

Alte Barden Runde Jeden zweiten 
und vierten Donnerstag im Monat 
um 15 Uhr bei Michael Mathis, 
Schweinfurtstr. 61, 14195 Berlin, 
Tel.: 030/8 32 71 95

	 Ve r s c h i e d e n e s 

Internationaler Tag gegen Rassis-
mus 21.3., Kundgebung an der Ru-
dower Spinne, Neuköllner/Ecke Groß-
ziethener Str., 17 Uhr, u.a. mit Anwoh-
nerinitative »Hufeisern gegen Rechts«

Festival Offenes Neukölln Für Viel-
falt und Solidarität, gegen Rassismus 
und Naziangriffe. 1. – 3.6., www.
offenes-neukoelln.de

Karl-Richter-Bibliothek vorläufig ge-
schlossen. Für Besuch bitte Termin ver-
einbaren: info@karl-richter-verein.de, 
Tel. 030/ 9 29 46 98 bzw. 030/2 16 
48 49, Post: Karl-Richter-Verein, Du-
denstr. 10, 10965 Berlin

	 M e d i e n g a l e r i e

Ausstellungen
•	 Pressefreiheit: Das Beispiel Türkei. 
Eröffnung 15.3., 18 Uhr. Vorträge: 
Joachim Legatis, dju, Öczan Mutlu, 
B’90/Grüne. 
Veranstaltungen: VS-Lesung Aus-
nahmezustand mit Aziz Tunc »Töte 
du mich«, Moderation: Gerd Beds-
zent. 19.4., 18 Uhr. 
Podiumsdiskussion zum Internatio-
nalen Tag der Pressefreiheit »Wie 
können wir türkische Journalisten 
unterstützen?«, Moderation: Renate 
Gensch. 3.5., 18 Uhr, 
MedienGalerie, Dudenstr. 10, 10965 
Berlin

	 L i t e r atu r

VS Brandenburg Mitgliederver-
sammlung/Wahl Terminände-
rung: 5. 5., 14 Uhr, Friedrich-Wolf-
Gedenkstätte Lehnitz, Alter Kiefern-
weg 5, 16515 Oranienburg/Lehnitz 

VG Wort Info-Veranstaltung: VS 
Berlin, dju Mitglieder willkommen: 
23. 4., 18 Uhr, Raum 6.05 ver.di-Lan-
desbezirk, Köpenicker Str. 30, 10179 
Berlin www.vs.verdi.de/themen/vs-
landesverbaende/berlin

Stammtisch VS Berlin: jeden 1. Don-
nerstag im Monat, 19 Uhr »Terzo 
Mondo«, Grolmannstraße, Nähe Sa-
vignyplatz. Dort ist künftig ein Vor-
standsmitglied für Fragen der Mit-
glieder anwesend. 

	 Da r st e l l e n d e  Ku n st

Vorstandssitzung: 12.3., 16 – 18 
Uhr. Wahl 28.5.

	 D r u c k  u n d  Pa p i e r

Azubi-Beratung im OSZ Ernst Lit-
faß: 21.3.,11.4., 9.5.,27.6.

	 S e m i n a r e

Existenzgründung für Journalisten, 
Medienberufler und Künstler. 17.4., 
9.30-16.30 Uhr, Raum 1.12. Referent 
Bernd Hubatschek, MKK Consult: 
Chancen und Risiken der Selbststän-
digkeit, Gründung aus Arbeitslosig-
keit, soziale Absicherung. 

Existenzgründung für Einzelunter-
nehmer und Microunternehmen. 
12.6., 9.30-16.30 Uhr, Raum Z.12. 
Referent Bernd Hubatschek, MKK 
Consult: Rahmenbedingungen, 
Gründungsplanung, Risikominimie-
rung.

Die linden Lüfte erwachen. Strecken wir – wie diese mutigen Veilchen – unsere 
Köpfe ins Licht. In der Frühlingssonne lässt sich das Sprachrohr gut lesen. Die 
nächste Ausgabe lässt sich dann schon mit den Füßen im Badesee durchblättern 
– und lesen!� Foto: Nora Erdmann

In eigener Sache

Langjähriges Presse-Freien-
team sucht für Bürogemein
schaft journalistische Mit-
streiter/in und kann zudem 
kreativen Kolleg/innen Ate-
lier- oder Büroraum zur 
Untermiete mit günstigen 
Konditionen anbieten. 

Rückmeldungen unter: 
info@pressebuero-transit.de 
Tel. 030 / 61 30 96-63, -64, -65
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Die Regelung ist klar und eindeu-
tig. ver.di-Mitglieder, die sich in 

der Ausbildung befinden, haben laut 
dem in Berlin geltenden Tarifvertrag 
des öffentlichen Dienstes (TV-L) das 
verbriefte Recht, einmal im Monat 
zu ihren Eltern zu fahren. Und zwar 
auf Kosten des Arbeitgebers. Nur ei-
ne einzige Bedingung ist daran ge-
knüpft: Die Eltern der Auszubilden-
den dürfen nicht in Berlin leben.

Die Stiftung Oper in Berlin sieht das 
leider ganz anders. Sie erstattet die 
Fahrkosten der Azubis nur dann, 
wenn die oder der Betreffende un-
mittelbar vor Beginn der Ausbildung 
auch tatsächlich bei den Eltern ge-
wohnt hat. 

»Diese Vorgehensweise ist ganz 
klar illegal«, sagt Kristof Becker, ver.di-
Jugendsekretär für Berlin-Branden-
burg. Niemand wisse, wie die Stif-
tung Oper Berlin zu dieser kruden 

und willkürlichen Interpretation ge-
kommen sei, von keinem anderen 
öffentlichen Arbeitgeber in Berlin 
und Brandenburg sei Ähnliches be-

Kaum ein Azubi, sei es im Fach 
Mediengestaltung, im Druck oder 

in der Papierverarbeitung, hat den 
Lehrvertrag mit einem tarifgebunde-
nen Betrieb abgeschlossen. Und kaum 
einer oder eine von ihnen weiß, wo-
nach sich ihre Ausbildungsvergütung 
richtet oder ob es überhaupt Richt-
linien dafür gibt. So sind viele er-
staunt, wenn sie die tariflich festge-
legte Höhe erfahren und mit dem 
Geld vergleichen, das ihnen am En-
de des Monats überwiesen wird.

Arbeitsrecht ist in Deutschland in 
vielen Fällen Richterrecht. Das be-
deutet, dass die Rechtsprechung des 
Bundesarbeitsgerichts als höchster 
Instanz bindende Wirkung hat. Auch 
für die Frage, welche Ausbildungs-
vergütung angemessen ist, gibt es 
seit 2008 höchstrichterliche Urteile, 
die mehrfach bestätigt wurden. So 
schreibt das Berufsbildungsgesetz 
fest, dass die Ausbildungsvergütung 
drei Funktionen hat. Sie soll den Aus-
zubildenden und seine unterhalts-

pflichtigen Eltern bei der Lebenshal-
tung finanziell unterstützen, die He-
ranbildung eines ausreichenden 
Nachwuchses an qualifizierten Fach-
kräften gewährleisten und die Leis-
tungen des Auszubildenden in ge-
wissem Umfang »entlohnen«. Es 
heißt: »Eine vereinbarte Ausbil-
dungsvergütung ist in der Regel un-
angemessen, wenn sie die einschlä-
gige tarifliche oder branchenübliche 
Vergütung um mehr als 20 Prozent 
unterschreitet.«

Ein Azubi, der meinte, seine Bezah
lung sei zu gering, hatte nach ein-
schlägiger Beratung durch ver.di sei-
nen Ausbildungsbetrieb verklagt, ihm 
eine höhere Ausbildungsvergütung 
zu bezahlen. Er bekam Recht. Das 
Arbeitsgericht folgte im Wesentli-
chen seiner Argumentation. Das Ver-
fahren wurde auf Vorschlag des Ge-
richts durch einen arbeitsgericht
lichen Vergleich beendet. Der Azubi 
erhielt eine nicht zu verachtende 
Nachzahlung. � COLI

kannt. »Wir werden das nicht durch-
gehen lassen«, so Becker. Man for-
dere deshalb die Stiftung Oper auf, 
unverzüglich eine Kehrtwende zu 

vollziehen und sich in vollem Umfang 
an die Bestimmungen des Tarifver-
trags zu halten.

»Angesichts der klaren Rechtslage 
sind wir sicher, dass es uns gelingt, 
unsere Forderungen durchzuset-
zen«, so Becker. Um jedoch genau 
zu wissen, wie viele Azubis von den 
unrechtmäßigen Sparmaßnahmen 
der Stiftung Oper betroffen sind, 
müsse zunächst die Fallzahl festge-
stellt werden. »Alle, die meinen, ein 
tarifvertraglich abgesichertes Recht 
auf eine monatliche Familienheim-
fahrt zu besitzen, sollen sich bei uns 
melden«, ermuntert Becker die bei 
der Stiftung Oper beschäftigten Azu-
bis. Er weist jedoch auch darauf hin, 
dass natürlich nur ver.di-Mitglieder 
tarifvertragliche Regelungen für sich 
beanspruchen können. Eine Gewerk-
schaftsmitgliedschaft lohne sich da-
her auch für Jugendliche in jedem 
Fall. »Wenn wir zusammenhalten, 
können wir viel für Euch tun. Schließ 
dich unserer starken Bewegung an«, 
wendet sich Becker daher an die 
Azubis des Fachbereichs.� UCB

Familienheimfahrten ohne Ausnahme!
Die Stiftung Oper Berlin verweigert Azubis tarifvertragliche Rechte 

Frag nach! – Was Azubis wissen wollen

Ausbildungsvergütung:  
Was steht mir zu?
Aus der gewerkschaftlichen Beratungspraxis  
am OSZ Franz Litfaß

anzeige

Elternbesuch geplant? Azubis haben das Recht auf eine monatliche, vom Arbeit-
geber bezahlte Heimfahrt nach TV-L� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de

Lassen Sie sich nichts vormachen. 
Profis recherchieren mit Presseausweis.
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Verteilungsgerechtigkeit nimmt rasant zu.

Der aktuelle Presseausweis 2018 steckt in den Taschen zehntausender professio
neller JournalistInnen. Immer griffbereit. Denn er legitimiert gegenüber Behörden, 
Veranstaltern und Polizisten. Bei Akkreditierungen, Recherchen vor Ort, bei poli
tischen und sportlichen Großereignissen, in Archiven und Unternehmen. Er weist 
die Inhaber als hauptberuflich tätige JournalistInnen aus. Er hilft ihnen weiter.

Presseausweise bei ver.di Berlin-Brandenburg I Köpenicker Str. 30 I 10179 Berlin I Tel. 030 / 88 66-54 20 
Mo./Di. 9 – 16.30, Mi. 9 – 14, Do. 13 – 17 Uhr I www.dju-berlinbb.de


